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Der Verband Sonderpädagogik e.V. Landesverband Brandenburg wollte am Rande des 2. Sonderpäd-
agogischen Fachtages am 12.05.2007 in Königs Wusterhausen wissen:

 Aus den beantworteten Fragebögen konnten wir folgende Fragestellungen bzw. Themen entnehmen, denen wir uns 
zukünftig noch stärker zuwenden wollen :

Welche sonderpädagogischen Themen, welche Probleme im Bereich der sonderpädagogischen Förderung bewegen Sie 
aktuell ?

• Qualität des gemeinsamen Unterrichts (Nacharbeiten von Unterrichtsstoff statt Förderung z.B. im Bereich emotional 
            soziale Entwicklung)
• Förderung von Kindern mit Lernstörungen in FLEX 
• Personelle Ausstattung von FLEX
• Umsetzung der fachlichen Erwartungen in mehreren Förderschwerpunkten bei „schmalbrüstiger“ Fortbildung
• Autismus
• Sprache und Sprachentwicklung, Gebärdensprache
• Fördermaßnahmen und Nachteilsausgleich im Förderschwerpunkt körperlich-motorische Entwicklung
• Sonderpädagogische Förderstunden als Vertretungsreserve
• Keine Teamkontinuität 
• Fehlende positive Rückmeldung für erfolgreiche pädagogische Arbeit
• Allgemeine und spezifische Unterrichtskompetenzen (Unterrichtsgestaltung)
• Psychohygienische Maßnahmen für Lehrer
• Zu wenig Stunden für FdL und SpFB
• Berufsvorbereitung: Berufsberater haben Fragebögen mit Einverständniserklärung der Eltern erarbeitet- MBJS unter
            bindet die Ausgabe der Bögen
• Konflikt sonderpädagogischer Berater- zunehmend weniger Unterricht !?
• Sind neue Rahmenlehrpläne für die FS und Inclusion nicht ein Widerspruch in sich ?
• Formen der Kooperation von Schule und Jugendhilfe
• Koodination und evtl. Vereinfachung der Förderplanarbeit
• Medikamentengabe, medizinische Versorgung und Pflege an FS für GB – rechtliche Absicherung von Lehrern
• Verhaltensauffällige Schüler-körperliche Eskalation; Grenzen der pädagogischen Einflussnahme, Rechtssituationen

Welche Themen müssten Ihrer Ansicht nach auf bildungspolitischer und administrativer Ebene unbedingt bear-
beitet und angegangen werden ?

• Mangel von Fachkräften im Bereich VG besonders im SEK-I-Bereich und berufsbildenden Bereich
• Mangelnde Zusammenarbeit mit anderen Fachdiensten (Schulpsychologen,
• Flächendeckende Umsetzung und inhaltliche Gestaltung des Ganztagkonzeptes (Gleichstellung der Förderschulen 
            bei der Ausstattung)
• Fehlende pädagogische Kontinuität (Einsatzorte und – aufgaben wechseln ständig)
• Pädagogisch-psychologische Begleitung von Eltern, Lehrern, Geschwistern … schwerkranker Kinder; Umgang mit 
            Tod, Angst, Trauer, Verlust
• Veränderte Familiensituation (allein erziehende Eltern, Vernachlässigungsituationen, Kommunikationsdefizite)
• Geregelter, gut geplanter und planbarer Schuljahresbeginn
• Mehr Personalhoheit für Schulleitungen
• Ständig neue Verordnungen , VV
• Grundschullehrer sollen LRS und Dyskalkulie diagnostizieren
• Übergang von Schule zur Berufsausbildung muss auf den Prüfstand
• Verbale Einschätzungen statt Zensurenzeugnisse
• Namensgebung von Schulen nach neuem Schulgesetz
• „Ausbluten“ der Förderschulen aufgrund völlig unzureichender Ausbildung von Sonderpädagogen und Wechseln der 
            SoP in FLEX, FdL und GEM
• Stellung der Allgemeinen Förderschule
• Weshalb „Englisch“ für Schüler der AFS?
• Ausbildung und Einsatz von Lehramtskandidaten für das Lehramt Sonderpädagogik
• Rahmenbedingungen und Grenzen der gemeinsamen Unterrichtung 

Der Landesvorstand vds Sonderpädagogik e.V. Land Brandenburg ist nicht für den Inhalt der beant-
worteten Fragebögen verantwortlich, sondern nur für die Veröffentlichung von Meinungen der befragten 

(Sonder)Pädagogen.

Genervt? Unzufrieden? Ungeduldigt?
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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

mit dem zu Ende gehen eines Schuljahres ist es Zeit, über 
die Arbeit der vergangenen Monate zu reflektieren. Das soll 
auch in diesem Mitteilungsheft  geschehen und gleicher-
maßen möchten wir mit den veröffentlichen Beiträgen An-
regungen für die kommende pädagogische Arbeit geben.
Am 12. Mai 2007 fand der 2. Sonderpädagogische Fach-
tag unseres Landesverbandes statt, auf welchem sich 
Referenten und Teilnehmer mit aktuellen Problemen und 
Aufgabenstellungen der sonderpädagogischen Förderung 
auseinandersetzten. Die Referate und einige Ergebnisse 
aus den Workshops werden in diesem Heft veröffentlicht, 
um allen Mitgliedern unseres Landesverbandes  die Mög-
lichkeit zu geben, an diesem Gedankenaustausch teilzu-
haben.
Herbert Goetze stellt als Vertreter der Fachrichtung Verhal-
tensgestörtenpädagogik dar, wie sich die integrative Be-
schulung von Kindern und Jugendlichen mit  Auffälligkeiten 
im Verhalten derzeit  insbesondere im Land Brandenburg 
gestaltet und entwickelt anhand konkreter Beispiele, unter 
welchen Bedingungen und wie eine erfolgreiche Interven-
tion und Integration erfolgen kann.
Peter Wachtel lässt uns  mit seinen Ausführungen zur son-
derpädagogischen Förderung in Niedersachsen über die 
Ländergrenze hinwegschauen. Aus seinem Beitrag wird 
nicht nur deutlich, dass es offensichtlich verschiedene 
Wege der pädagogischen Förderung von Kindern mit Be-
einträchtigungen und Behinderungen gibt sondern auch, 
dass die Gestaltung pädagogischer Prozesse Vielfalt und 
Kreativität möglich und notwendig macht. 
Diese Vielfalt wurde bei der Gestaltung der Workshops 
deutlich. 
Ich hoffe, mit diesen einleitenden Worten Ihr Interesse an 
den Beiträgen dieses  Heftes geweckt zu haben. 
Für die bevorstehenden wohlverdienten Sommerferien 
wünsche ich Ihnen eine gute und erholsame Zeit

Karin Salzberg-Ludwig
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Probleme der integrativen Beschulung von Schülern mit 
Verhaltensstörungen

von Herbert Goetze (Universität Potsdam)

Einleitung

Die Lage der sonderpädagogischen Fachrich-
tung Verhaltensgestörtenpädagogik stellt sich 
auf unterschiedlichen Ebenen allgemein und 
besonders im Bundesland Brandenburg als 
wenig erfreulich und nicht sehr hoffnungsvoll 
dar. 

• So ist der Trend an wissenschaftli-
cher Forschung in diesem Bereich abwärts 
gerichtet, wenn man die aktuellen Jahrgänge 
der sonderpädagogischen Fachzeitschriften recherchiert, 
in denen Forschungsarbeiten veröffentlicht werden. Zwar 
wird zu diesem Fach veröffentlicht, die Arbeiten erreichen 
jedoch keine wissenschaftliche Valenz.

• In der Bildungspolitik lässt sich eine Vernachlässi-
gung bis Ignoranz wissenschaftlich gesicherter Erkenntnis-
se zu Besonderheiten der Zielgruppe nachweisen. So finden 
sich in den Verlautbarungen des MBJS Brandenburg kei-
ne Bezüge zu hochaktuellen Problemen der Fachrichtung, 
wie z.B. Bindungsstörungen. Verhaltensstörungen werden 
auf gleicher Ebene wie Disziplinstörungen diskutiert und 
sollen nach Behördenlogik bis zur 6. Klasse so weit redu-
ziert sein, dass ab Klassenstufe 7 die allgemeine Schule 
im Wesentlichen die Erziehungshilfeaufgaben übernimmt: 
„Förderschulen für ... Erziehungshilfe umfassen die Jahr-
gangsstufen 1 bis 6 und haben den Auftrag, die Schüle-
rinnen und Schüler innerhalb dieser Zeit auf das Lernen in 
einer allgemeinen Schule vorzubereiten, bei Bedarf aber 
auch weiterhin durch Sonderpädagogen zu begleiten“, um 
an anderer Stelle fortzufahren: „Derzeit sind bereits 52% 
aller erziehungshilfebedürftigen Schülerinnen und Schüler 
im gemeinsamen Unterricht“ (Ministerium für Bildung, Ju-
gend und Sport des Landes Brandenburg, 2007, S. 11). 
Damit wird die Nicht-Existenz von staatlichen schulischen 
Erziehungshilfeeinrichtungen der Integrationsstatistik 
‚gutgeschrieben‘. Der Bildungsserver des Brandenburger 
Bildungsministeriums lässt Schlimmes für die zukünftige 
Versorgung der Zielgruppe vermuten: „ Die allgemeinen 
Schulen werden zunehmend ihre Verantwortung auch für 
Schülerinnen und Schüler mit Schwierigkeiten im Bereich 
des Lernens, des Verhaltens und der Sprache wahrneh-
men ... (a.a.O., S. 11).   Damit ist nun ausgesagt: Die für 
Kinder mit Verhaltensstörungen vorgesehenen effektiven 
Interventionen im Rahmen pädagogisch-therapeutischer 
Maßnahmen - wie Spieltherapie, Psychomotorik oder 
Psychodrama – werden nicht mehr angewendet, weil das 
Setting einer Grundschule dafür weder vorgesehen noch 
eingerichtet ist.

• Die Ausbildung in Sonderpädagogik ist in 
Brandenburg zum Erliegen gekommen. Das 
aktuelle Positionspapier des vds-Branden-
burg sagt dazu aus: „Mit dem Auslaufen die-
ser Vereinbarungen wird es ab 2008 weder 
an der Berliner Humboldt-Universität noch 
an der Potsdamer Universität eine Möglich-
keit des Ergänzungsstudiums in sonderpäd-
agogischen Fachrichtungen geben. Da das 
Institut für Sonderpädagogik der Universität 
Potsdam zum Wintersemester 2008/09 ge-
schlossen wird und zum derzeitigen Zeitpunkt  
nur noch die Professuren für Verhaltensgestör-

tenpädagogik und  Heil- und Rehabilitationspädagogische 
Psychologie besetzt sind, ist die Immatrikulation von Er-
gänzungsstudenten nicht mehr möglich. (Ein grundstän-
diges sonderpädagogisches Studium ist seit Bestehen des 
Instituts nicht möglich.) Diese Entwicklung wird gravie-
rende Auswirkungen insbesondere auf die Förderung von 
Kindern und Jugendlichen mit Beeinträchtigungen in der 
Sprache, im Bereich des Lernens und Verhaltens haben.“ 
(vds Brandenburg, 2007)

Es ist eine Unterversorgung mit Sonderpädagogen im Land 
zu beklagen, wie das besagte Positionspapier des vds zu 
erkennen gibt: „Im Schuljahr 2006/07 sind an Branden-
burger Förderschulen 2413 Lehrkräfte tätig, aber nur 
1777 Lehrerinnen und Lehrer in einer oder zwei sonderpä-
dagogischen Fachrichtungen ausgebildet  ...Da diese Son-
derpädagogen nicht nur an Förderschulen sondern auch 
im gemeinsamen Unterricht und in der flexiblen Schulein-
gangsphase eingesetzt sind, ist anhand dieser Zahlen zu 
schlussfolgern, dass nur annähernd die Hälfte der benö-
tigten sonderpädagogischen Fachkräfte dem Land Bran-
denburg zur Verfügung stehen. Unter Berücksichtigung der 
Altersstruktur der Lehrerschaft ist von einer weiteren Ver-
schlechterung der Situation auszugehen.

Es kann nicht verwundern, dass auf diesem Hintergrund 
die integrative Beschulung von Schülern mit Verhaltens-
störungen zahlreiche Probleme aufwirft, die in diesem 
Beitrag angesprochen werden sollen. Generell wirft die in-
tegrierte Beschulung von Schülern mit Sprach-, Lern- und 
Verhaltensproblemen pädagogische, schulpolitische und 
forschungsmethodische Fragen auf, die erst sehr vorläufi-
ge, teilweise unbefriedigende, in jedem Falle jedoch weiter 
zu vertiefende Lösungen gefunden haben. Die Integration 
von Schülern mit Verhaltensstörungen sieht diesbezüglich 
noch unbefriedigender aus. Sie wird zwar auf allen Ebe-
nen pädagogischen Reflektierens gewünscht und auch auf 
politischer Ebene eingefordert. Dem kollektiv getragenen 
Wunsch¬prinzip, die Dinge von separierter in Richtung 

Prof. Dr. H. Goetze
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auf integrierte Beschulung zu ändern, steht jedoch ein 
Vakuum gesicherten empirischen Bedingungs- und Verän-
derungswissens gegenüber, das verantwortbares Handeln 
gegenwärtig eigentlich kaum zulässt. So finden sich viele 
- inzwischen widerlegte - Auffassungen zur Integrierbar-
keit der Klientel in einer “Schule für Alle“ in bildungspoliti-
schen, aber auch fachlichen Verlautbarungen (s. dazu etwa 
die Einzelbeiträge bei Kauffman und Hallahan, 1984).

In diesem Beitrag sollen zunächst einige Basisfakten zu 
Integrationsformen und -methoden zusammengestellt 
werden; anschließend sollen Interventionsmethoden dar-
gestellt werden, aus welchen sich schließlich die notwen-
digen Kompetenzen ableiten werden, die Lehrkräfte erwer-
ben sollten, die Schüler mit Verhaltensstörungen pädago-
gisch zu fördern haben.

Basisfakten zu Integrationsformen und -methoden 
 

Prinzipiell werden ambulante und  schulintegrierte Förde-
rungsformen unterschieden (s. dazu und zum Folgenden 
Reiser, 2007). Typisch für ambulante Förderungskonzepte 
ist, dass die Lehrkräfte anderen pädagogischen Einrichtun-
gen angehören und - aufgrund von Formalentscheidungen 
- einzelfallbezogen eingesetzt werden. Eine Ambulanzlehr-
kraft wird deshalb zum Schulkollegium relativ distanziert  
und damit unabhängig arbeiten, also nur wenig in das Kol-
legium integriert sein. Problematisch an dieser Förderungs-
form sind mögliche Kooperationsprobleme, u.U. weitere 
Fahrwege und  “Verzettelung„ durch die vielfältigen Anfor-
derungen, die an die Ambulanzlehrkraft gestellt werden. 
Wenn sie einen Schüler mit stabilen Verhaltensstörungen 
für nur wenige Stunden wöchentlich zu betreuen hat, sind 
die Chancen für grundlegende Schülerverhaltensänderun-
gen allerdings sehr gering; denn Verhaltensstörungen sind 
häufig mit Bindungsstörungen verknüpft. Die Arbeit an 
Bindungsstörungen wiederum setzt eine dauerhafte, ver-
lässliche Beziehung zur Förderlehrkraft als Bindungsfigur 
voraus (Julius, 2001).

Das Ziel der schulintegrierten Förderung sozial und emo-
tional gefährdeter Schülerinnen und Schüler ist ebenfalls 
„Rehabilitation“ bzw. Selbstverwirklichung in sozialer Ver-
antwortung, jedoch unter anderen Bedingungen: Das dar-
auf spezialisierte Lehrpersonal ist Mitglied des Kollegiums 
der Schule mit Integrationsklassen und steht einer Klassen-
lehrkraft kontinuierlich und fallunabhängig zur Verfügung. 
Die Zugehörigkeit zum Kollegium macht Kooperationen 
und Absprachen leichter; allerdings hegen Schulkollegien 
mitunter falsche Erwartungen an die Förderlehrkraft, auf-
grund derer es leicht zu Missverständnissen und Spannun-
gen kommen kann.

Die typischen Methoden, die bei der schulintegrierten För-
derung zum Einsatz kommen, sind
• Einzelförderung,
• Kleingruppenförderung,
• Beratung und Kooperation zwischen Lehrkräften,
• Elternarbeit,

• Kooperation mit der Jugendhilfe.

Bei der Einzelförderung wer-
den die unterschiedlichsten 
Interventionen durchgeführt, 
die von eher unauffälliger, 
indirekter Beeinflussung bis 
hin zu personalintensiven 
pädagogisch-therapeuti-
schen Maßnahmen reichen. 
Der Einzelförderung hat sich 
jedoch dem Problem der Ge-
neralisierung gelernten Ver-
haltens zu stellen: Was ein 
Schüler sozial-emotional und 
leistungsbezogen im Ein-
zelkontakt an Kompetenzen 
erwirbt, generalisiert nicht 
automatisch auf andere - ins-

besondere soziale - Kontexte. Deshalb sollte diese - sozial 
segregierende - Förderungsform nur bei ausgewählten Pro-
blemen eingesetzt werden. Die Förderung in homogenen 
oder heterogenen Kleingruppen bietet dagegen den Vor-
zug, immanent den  Zielbereich des sozialen Lernens ein-
zuschließen und die Generalisierung des Gelernten leichter 
zu ermöglichen, so dass Veränderungen im Kontakt  und 
Kooperationsverhalten aus der Kleingruppe in den Klas-
senkontext transferiert werden können. Leider werden die 
Förderstunden auch zu „Nachhilfezwecken“ zweckent-
fremdet, so dass es nicht zu den erhofften Verhaltensän-
derungen im Klassenverbund kommen kann. Methodisch 
können  Verhaltensmodifikation (v.a. zum Aufbau sozialer 
Kompetenzen), Interaktionspädagogik oder therapieori-
entierte Ansätze, z.B. non direktive, psychodramatische, 
entspannungsbezogene, neuerdings auch “filialtherapeuti-
sche„ (s. dazu Goetze, 2007) eingebracht werden.

 - Beratung und Kooperation zwischen Lehrkräften kön-
nen Formen der Zusammenarbeit und des Sich Beratens 
in einem Ko Unterricht oder als Team Teaching annehmen, 
aber auch Besprechungen im Jahrgangsteam  und Metho-
den der kollegialen Beratung einschließen. Allerdings ist zu 
beachten, dass die Kooperation zwischen Regellehrkräften 
und Sonderpädagogen voraussetzungsreich ist. Die Eltern-
arbeit hat Ausschlag gebende Bedeutung für den Integra-
tionserfolg, allerdings sind Eltern dieser Schülerklientel 
mitunter wenig erreichbar, weil Pädagogen den Eltern als 
Vertreter einer staatlichen Institution gegenüber treten, die 
als Bedrohung erlebt wird. Elterntrainings oder gar fami-
lientherapeutische Interventionen sind zwar oft indiziert, 
jedoch kaum umsetzbar. Schwellenängste hindern betrof-
fene Eltern oft, Hilfe außerhalb der Schule aufzusuchen; 
aus diesem Grund erscheint es uns sinnvoll, Therapiean-
gebote als pädagogisch-therapeutische Maßnahmen in die 
Schule zu holen. 

- Die Kooperation mit der Jugendhilfe ist in vielen Fällen 
unumgänglich; kontinuierlicher und fallbezogener Kon-
takt mit den Jugendhilfeeinrichtungen und dem zustän-

Prof. Dr. H. Goetze bei der Er-
öffnungsveranstaltung mit 
seinem Saxofon



 Seite 6

Mitteilungsheft des Landesverbandes Brandenburg

digen Jugendamt bzw. Allgemeinen Sozialdienst ist zwar 
zu fordern, es sind jedoch keine regelhaften und obligaten 
Kooperationsstrukturen vorhanden,  feste und verlässliche 
Ansprechpartner sind oft nicht erreichbar, mitunter kennt 
man die Arbeitsweise der Partnerinstitution kaum. In die 
schulische Erziehungshilfe sollten jedoch sozialpädagogi-
sche Angebote eingehen, z.B. in Form einer Schulsozial-
arbeit.

Interventionsmethoden

Die Interventionsmethoden lassen sich in unterrichtsimma-
nente und pädagogisch-therapeutische einteilen; je nach 
Schweregrad einer Verhaltensstörung wird zu entscheiden 
sein, welche Methoden zum Einsatz kommen.

Unterrichtsimmanente Interventionen
 

In Untersuchungen ist nachgewiesen worden, dass sich 
Lehrkräfte i.d.R. nicht so stark durch extreme Verhaltens-
störungen in ihrer Unterrichtsarbeit beeinträchtigt sehen 
(s. z.B. Bach et al., 1986), es sind vielmehr kleinere, je-
doch häufig auftretende Störungen, die das produktive Un-
terrichten schwer machen. Die pädagogische Herausfor-
derung stellt demnach das konkrete Unterrichtsverhalten 
der betroffenen Kinder dar. Die Veränderung des störenden 
Unterrichtsverhaltens sollte nicht dem Zufall überlassen 
bleiben, sondern systematisch betrieben werden. Deshalb 
werden primär jene Techniken zur Anwendung kommen, 
die wir aus der Verhaltensmodifikation kennen (s. dazu 
und zum Folgenden: Goetze, 2001).

An erster Stelle wird es darauf ankommen, systematische 
Beobachtungen des Unterrichtsverhaltens zu erheben. Mit 
diesen Daten, die auch Grundrate genannt werden, lässt 
sich nachweisen, dass die integrative Unterrichtung des 
Kindes langfristig ohne Erfolg bleiben wird, wenn keine 
systematische Intervention erfolgt. Aufgrund der Grundra-
tenerhebung lassen sich für den einzelnen Schüler Ziele 
ableiten, z.B. angemessenes unterrichtsbezogenes Verhal-
ten zu zeigen, Störverhaltensweisen zu vermindern bzw. 
bisher im Verhaltensrepertoire des Kindes nicht repräsen-
tiertes Verhalten erst einmal aufzubauen. Die entsprechen-
den Verhaltensweisen sollten objektiv beobachtbar und 
konkret definiert sein. Zum Beispiel könnte es darum ge-
hen, dass ein Kind für längere Zeit an seinem Arbeitsplatz 
verbleibt, sich den gestellten Aufgaben zuwendet, pünkt-
lich zum Unterricht erscheint, Fragen an die Lehrkraft zum 
Unterrichtsgegenstand stellt etc.

Anschließend kommt es darauf an, eine Intervention aus-
zuwählen, die das angemessene Verhalten stärkt bzw. das 
Störverhalten schwächt. Der Auswahl der Intervention ist 
erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken, da nicht jede denk-
bare Intervention für das Kind, für die Lehrkraft und für 
das Setting umsetzbar und Erfolg versprechend ist. 

Im folgenden sollen den fünf typischen Formen von all-
täglichen Unterrichtsstörungen mögliche Interventionen 

zugeordnet werden: Unpünktlichkeit, verbale Störungen, 
motorische Unruhe, störendes Sozialverhalten, Störungen 
des Arbeitsverhaltens.

Unpünktlichkeit 
 

Schüler, die zum Schulbeginn oder Unterrichtsbeginn zu 
spät erscheinen, sind eine Quelle der sozialen Unruhe, 
denn andere, pünktliche Schüler fühlen sich abgelenkt 
und gestört, und die Lehrkraft sieht sich gezwungen, den 
Stundenbeginn zu unterbrechen. Letztlich schadet sich der 
Schüler selbst durch seine Unpünktlichkeit, da ihm Infor-
mationen nicht zuteil werden. Zwar kann es jeder Lehrkraft 
und jedem Schüler passieren, unpünktlich zu sein, wobei 
die Verantwortung für die Unpünktlichkeit nicht unbedingt 
bei der Person liegen muss. Die Unpünktlichkeit wird erst 
dann zu einem persönlichen Problem, wenn sie durch fal-
sche Zeitorganisation oder andere Ursachenfaktoren der 
Person bedingt ist und deshalb auch häufiger auftritt. 

Wer chronisch unpünktlich ist, gibt mit seinem Verhalten 
eine Botschaft zu verstehen, die entziffert werden muss, 
allerdings auch falsch interpretiert werden kann. Mögli-
cherweise sucht der Betroffene die ungeteilte Lehrerauf-
merksamkeit zu erreichen, oder aber, seine Wut gegen die 
Lehrkraft oder die Klasse auf diese Weise auszudrücken. 
Vielleicht entwickelt er eine Schulphobie, oder aber – gut 
nachvollziehbar – möchte er den Kontrollzeitpunkt der 
Hausaufgaben überspringen, da er entweder keine oder 
nur unvollständige Hausaufgaben angefertigt hat. Viel-
leicht ist das Zuspätkommen aber auch der Start für eine 
Schulaussteigerkarriere. Deshalb wäre an erster Stelle ein 
diagnostisches Gespräch notwendig, um die Gründe für 
die Unpünktlichkeit herauszufinden. Innerhalb eines sol-
chen Gesprächs könnte der Schüler vielleicht etwas zur 
Aufklärung herbeiführen, warum er zu spät kommt. Dem 
Schüler muss das Gefühl gegeben werden, dass er erwar-
tet und gern gesehen und besonders zum Stundenbeginn, 
dringend für bestimmte Tätigkeiten  benötigt wird. 

Folgende Interventionen können durchgeführt werden: 

Verstärkungsprogramme: Ein Verstärkungsprogramm kann 
z.B. in der Weise umgesetzt werden, dass Schüler, die 
rechtzeitig erscheinen, ein Token (eine Münze) erhalten, 
die Token können später für eine beliebte Tätigkeit ein-
getauscht werden. Tokens würden dann abgezogen wer-
den, wenn der betreffende Schüler zu spät kommt. Das 
Kriterium für ein Token sollte mit der Zeit systematisch 
gesteigert werden. Hat man zu Beginn für ein pünktliches 
Erscheinen ein Token erhalten, wird man vielleicht in der 
Mitte des Programms ein Token für fünfmalige Pünktlich-
keit erhalten.

Aufstellung von Zeitplänen: Für manche Schüler kann es 
hilfreich sein, wenn die Lehrkraft mit dem Schüler zusam-
men einen Zeitplan erstellt, was vor der Schule zu wel-
chem Zeitpunkt zu tun ist, um pünktlich in der Schule 
zu erscheinen. Kommt es dann zu Verspätungen, würde 
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dieser Zeitplan zu Rate gezogen und möglicherweise opti-
miert werden, um Pünktlichkeit vom Zeitraster her sicher-
zustellen. 

Steckuhrprinzip: Nach dem Eintreffen trägt sich jeder 
Schüler mit Name und Uhrzeit in eine Liste ein. Wer zu 
spät kommt, muss eine Entschuldigung eintragen. Vorteil-
haft an dieser Intervention ist, dass sie den laufenden Un-
terricht kaum beeinträchtigt. 

Aktivitätsverlagerung: Möglicherweise sollte man (im Ge-
gensatz zum sog. Premack-Prinzip) angenehme Aktivitäten 
an den Stundenanfang verlagern, so dass ein Anreiz von 
diesen Aktivitäten für Schüler ausgeht, die normalerweise 
zu spät kommen. 

Verträge: Manche Interventionen können in ein Vertrags-
system eingebunden sein, in welchem die Pünktlichkeits-
merkmale genau beschrieben sind. Ein solches Vertrags-
system kann auch Selbstkontrollinterventionen zum Inhalt 
haben, die nur von Zeit zu Zeit vom Lehrer überprüft wer-
den.
 
Elternarbeit: Soweit Eltern vorhanden bzw. Bezugsperso-
nen erreichbar sind, könnte mit ihnen das Problem durch-
gesprochen werden. Möglicherweise könnten die Eltern in 
ein Vertragswesen mit einbezogen werden, in dem sie im 
Elternhaus für die abgesprochenen Verstärkungen sorgen. 
In jedem Falle wäre es wichtig, dass die Eltern mithelfen, 
die Schulregelungen einzuhalten. Unter Umständen müss-
te das Kind von den Eltern mit einer Armbanduhr versorgt 
werden. 

Privilegienverlust: In einem Vertragssystem könnte auch 
geregelt werden, dass unpünktliche Schüler u.U. Punkte 
verlieren oder an beliebten Aktivitäten zeitweise nicht teil-
nehmen dürfen. 

Helfersystem: Für manche Schüler kann es hilfreich sein, 
wenn ihnen ein pünktlicher Klassenkamerad zugeordnet 
wird, der ihnen hilft, die Pünktlichkeitsziele zu erreichen. 
Dieser Helfer könnte bereits vor Stundenbeginn und außer-
halb des Schulgebäudes, optimalerweise bereits auf dem 
Schulweg, tätig werden. 

Verbale Störungen

Schüler mit Verhaltensstörungen fallen im Integrationsun-
terricht auch dadurch auf, dass sie häufig in die Klasse 
rufen und damit fortlaufende Klassenaktivitäten stören. 
Nicht nur die anderen Schüler, sondern auch Lehrkräfte 
werden dadurch stark von der Arbeit abgelenkt. Beispiele 
für dieses Störverhalten sind:

• in die Klasse rufen, ohne sich gemeldet zu haben,
• Streitgespräche beginnen,
• sich mit dem Nachbarn unterhalten,
• über unterrichtsferne Inhalte sprechen.

Auch bei verbalen Störungen kommt es darauf an, die 
Hintergründe zu erhellen. Manchmal kann die Ursache 
sein, dass ein Schüler unerkannte Hörprobleme aufweist 
und deshalb diese Störung produziert. Mitunter liegt je-
doch das Störverhalten auch an einer unangemessenen 
Unterrichtung, die lange Zeitstrecken der Aufmerksamkeit, 
der Ruhe und der gleichbleibenden Aktivität erforderlich 
macht. Möglicherweise hat die Lehrkraft auch übersehen, 
dass sich ein Schüler schon längere Zeit vergeblich zu Wort 
gemeldet hat. Die Quelle der Störung könnte u.U. nicht 
bei diesem Schüler, sondern bei seinem Sitznachbarn zu 
verorten sein, der klug genug ist, Störungen in verdeck-
ter Weise zu produzieren. Auch andere Motivationen, wie 
z.B. Aufmerksamkeitssuche oder Rachegedanken, können 
solche Störungen motivieren. In jedem Falle ist mit dem 
Schüler ein Gespräch zu führen, das zu verdeutlichen hat, 
dass es sich um einen Regelverstoß handelt; dem Schüler 
ist einsichtig zu machen, warum verbale Störungen vom 
Lehrer nicht geduldet werden können. Mögliche Interven-
tionsstrategien könnten folgendermaßen aussehen:

Klassenregeln: Einführung von allgemein akzeptierten 
Klassenregeln, zu denen auch gehört, nur dann zu spre-
chen, wenn man an der Reihe ist. Sprechanlässe werden 
jedoch nach Unterrichtsform variieren. Bei der Bespre-
chung der Klassenregeln sollte das akzeptable Verhalten 
vom Lehrer modelliert und im Rollenspiel demonstriert 
werden. Die Schüler müssen also Gelegenheiten erhalten, 
das erwartete Verhalten erst einmal auszuprobieren.

Verstärkungsmaßnahmen: Auch in diesem Fall können 
Verstärkerpläne helfen, das Störverhalten ab- und ein an-
gemessenes Sprechverhalten aufzubauen. Dabei ist darauf 
zu achten, dass der Schüler nur dann spricht, wenn er 
vom Lehrer dazu aufgefordert worden ist. Kritisch kann bei 
Verstärkerplänen sein, dass die Verstärker selbst zu wenig 
Anreiz bieten, sich an die Abmachungen zu halten. Op-
timalerweise sollten Aktivitätsverstärker gewählt werden, 
die hoch begehrt sind, z.B. Spielzeit am Computer, be-
gehrte Aktivitätsprivilegien, sportliche Pausenaktivitäten. 
Bei Verstärkerplänen muss darauf geachtet werden, dass 
der Schüler weiß, unter welchen Bedingungen er den Ver-
stärker erhalten kann. Der Lehrer könnte z.B. sagen: “Das 
hat mir gut gefallen, dass du jetzt abgewartet hast, bis 
du dran gekommen bist, bevor du gesprochen hast. Dafür 
bekommst du jetzt einen Extrapunkt.“ Mit Hilfe solcher 
Statements gelingt es, für den Schüler das angemessene 
Verhalten zu spezifizieren und ihm eine soziale Verstär-
kung bzw. einen Aktivitätsverstärker für angemessenes 
Verhalten zu verabreichen. Diese eigentlich selbstver-
ständliche Intervention wird in aller Regel im Unterricht zu 
wenig umgesetzt, die Schüler werden häufig erst dann der  
Lehreraufmerksamkeit zuteil, wenn sie unangemessenes 
Verhalten zeigen.

Vertragssysteme: Ein besonderes Vertragssystem kann 
darauf hinauslaufen, dass dem Schüler zu Beginn einer 
Unterrichtseinheit eine bestimmte Punktzahl, z.B. 10 
Punkte, gewährt wird, er verliert dann Punkte, wenn er 
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sich gegen die Klassenregel verhält. 

Selbstkontrolltechniken: Bei Schülern, die es bereits ge-
lernt haben, sich ansatzweise selbst zu steuern, kann ein 
Selbstkontrollsystem eingeführt werden. Innerhalb eines 
solchen Systems würde der Schüler selbst ein Protokoll 
darüber führen, wie gut es ihm gelingt, nur auf Anforde-
rung zu sprechen. Für jedes angemessene Verhalten würde 
er selbst einen Strich in eine vorbereitete Liste eintragen. 
Das Ziel eines solches Planes wäre es, die Zahl solcher 
Eintragungen in der Folgezeit zu erhöhen.

Signale setzen: Für den Fall, dass die Klasse unter selbst 
produzierter Lärmbelästigung leidet, können Signale ver-
einbart werden, die entweder von Lehrer- oder von Schü-
lerseite eingesetzt werden. Ein gelbes Schild könnte z.B. 
bedeuten, dass der Lärm stört und zu vermindern ist; ein 
rotes Schild würde die Anweisung zur Folge haben, völlig 
zu verstummen.

Einsatz von Außenbeobachtern: Möglicherweise kann ein 
Kollege für kurze Zeit am Unterricht teilnehmen und durch 
systematische Beobachtungen zu ergründen versuchen, 
warum es zu verbalen Störungen kommt. Der unterrich-
tende Lehrer selbst ist häufig zu sehr mit der Stoffvermitt-
lung beschäftigt, als dass ihm bestimmte Hinweisreize, 
aufgrund derer das Störverhalten ausgelöst wird, bewusst 
werden.

Welche Verhaltensweisen eine Lehrkraft unterlassen soll-
te: Die Lehrkraft sollte in jedem Falle vermeiden, den Schü-
ler negativ zu etikettieren und ihn als Person mit seinem 
Störverhalten zu identifizieren, z.B. “Typisch Joachim, un-
ser Störenfried.“ Stattdessen sollte die Lehrerintervention 
immer auf eine konkrete Situation gerichtet sein und die 
Person des Schülers nicht mit der Störung gleichgesetzt 
werden. Das Herbeiführen von Einsicht hat in der Regel 
nur geringe Wirkung. Der Vorhalt etwa, dass der Schüler 
mit seinem Verhalten andere Schüler stört, wird nicht zu 
länger andauernden Verhaltensänderungen führen.

Weitere Interventionen: Möglicherweise müsste auch über 
die Sitzordnung in der Klasse nachgedacht und für den be-
troffenen Schüler eine andere Position gefunden werden. 
Häufig stellt sich als die beste Intervention das Ignorieren 
des Störverhaltens heraus, das jedoch begleitet sein muss 
von intensiver sozialer Zuwendung, nachdem der betref-
fende Schüler ein angemessenes Verhalten gezeigt hat. Als 
paradoxe Intervention könnte dem Schüler bei passender 
Gelegenheit eine Möglichkeit geboten werden, für längere 
Zeit vor der Klasse zu sprechen.

Motorische Unruhe

Schüler mit Verhaltensstörungen weisen in aller Regel auch 
als Unterrichtsmerkmal auf, dass sie viel motorische Un-
ruhe produzieren und z.B. häufig den Arbeitsplatz verlas-
sen, ohne dass ihnen dazu die Erlaubnis gegeben worden 
ist. Ein solches Verhalten kann störende  Nebenwirkungen 

insofern nach sich ziehen, als auch andere Schüler das 
Bedürfnis verspüren, ihren Platz zu verlassen. Die motori-
sche Unruhe kann sich auch am Arbeitsplatz zeigen, wenn 
der Schüler mit dem Stuhl kippelt, die Schulbank mit dem 
Oberschenkel anhebt, mit Materialien spielt etc., so dass 
auch durch solche Aktivitäten Störungen entstehen, die ei-
ner Intervention bedürfen.

Auch bei Störungen mit motorischer Unruhe muss die 
Lehrkraft versuchen, die Hintergründe für das Störverhal-
ten zu ergründen. Könnte es sein, dass es sich um einen 
hyperaktiven Schüler handelt? Steht der Schüler unter be-
sonderem psychischen Druck, den er außerhalb des Schul-
gebäudes erlebt (z.B. in Form einer Erpressung)? Handelt 
es sich um einen ängstlichen Schüler, der seine Angst 
durch viel Bewegung zu kompensieren sucht? In jedem 
Falle muss auch herausgefunden werden, ob dem Schüler 
bewusst ist, dass er mit seinem Verhalten gegen eine zuvor 
abgesprochene Klassenregel verstößt.

Regeleinführung: Für den Fall, dass eine Klassenregel in 
Bezug auf dieses Verhalten noch nicht gefunden ist, sollte 
sie eingeführt werden. Eine solche Regel wird zunächst 
mit den Schülern besprochen, anschließend demonstriert 
und im Rollenspiel illustriert. Rollenspielende Schüler er-
halten eine Rückmeldung darüber, wie gut sie das Verhal-
tensziel, auf dem Platz zu bleiben, erreicht haben, wenn 
die Anfechtungen groß sind, den Platz zu verlassen.

Verstärkungspläne: Ein Verstärkungsplan würde sich auf 
das Zielverhalten richten, für längere Zeit am Platz zu blei-
ben. Deshalb wäre es notwendig, die Zeitdauer zu proto-
kollieren, die der Schüler erreicht, den Platz nicht zu ver-
lassen. Verstärkerpläne könnten als Verstärkung beliebte 
Aktivitäten einbeziehen. Punkteverluste würde es dann 
geben, wenn der Schüler z.B. für eine Minute den Platz 
verlassen hat.

Bewegungserlaubnis: Gerade hyperaktive Schüler benöti-
gen auch im Unterricht die Möglichkeit, sich zu bewegen. 
Der Unterricht sollte also so gestaltet sein, dass möglichst 
viele Aktivitäten und Bewegungen erlaubterweise möglich 
sind. Bei Klassen mit weniger Schülern wäre es zum Bei-
spiel möglich, die gesamte Lerngruppe an die Tafel zu bit-
ten und dort etwas anzuschreiben. Auch Sonderaufgaben 
können dem betroffenen Schüler helfen, seinem Aktivitäts-
bedürfnis nachzukommen. 

Herstellung von Nähe: Oft ist die Herstellung räumlicher 
Nähe durch die Lehrkraft ausreichend, den Schüler zum 
Verbleiben auf seinem Platz  zu veranlassen, ohne verbal 
einzugreifen. Vielleicht helfen auch visuelle Erinnerungs-
marken, den Schüler auf die Klassenregel zurückzuverwei-
sen. 
 
Selbstkontrolltechniken: Auch in diesem Fall können bei 
Schülern, die bereits ansatzweise Selbstkontrolle ausge-
bildet haben, Selbstprotokollierungen angewendet werden. 
Dem Schüler würde dann ein Tableau mit Zeitintervallen 
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gereicht werden, in das er einträgt, wie gut ihm die Errei-
chung des Verhaltensziels gelungen ist. Man kann Verstär-
kungsmaßnahmen anschließen,  wenn bestimmte Kriterien 
erreicht sind. Die Ursachen für die überschießende Aktivi-
tät sollten also zunächst ergründet sein, bevor interveniert 
wird. Es kann sich schließlich auch um ein Symptom ei-
ner bio-sozialen Störung handeln. Entsprechend wären die 
Interventionen dann zunächst eher medizinischer Art. In 
solchen Fällen müsste die Familie dazu angehalten wer-
den, einen Facharzt mit dem Kind aufzusuchen. Manche 
überschießende Aktivität geht jedoch auf eine schlechte 
Unterrichtsführung zurück, wenn den Kindern die Unter-
richtsziele nicht einsichtig geworden sind bzw. ihr Errei-
chen als nicht lohnenswert erscheint. Die Lehrkraft selbst 
sollte sich Rechenschaft darüber ablegen, inwiefern sie es 
während des Unterrichts den Kindern erlaubt, den Platz 
mit Erlaubnis zu verlassen. Auch können von Zeit zu Zeit 
Körperübungen helfen, Überstimulationen abzubauen. Für 
die Lehrkraft wäre es auch notwendig zu wissen, ob denn 
dieses Störverhalten auch bei den Kollegen auftritt. 

Störendes Sozialverhalten

Ein weiteres wichtiges Merkmal, das Schüler mit Verhal-
tensstörungen in der Integrationsklasse kennzeichnet, sind 
gestörte soziale Beziehungen. Soziale Störungen können 
als Aggressionen, aber auch als zurückgezogenes Ver-
halten in Erscheinung treten. Aggressives Verhalten kann 
die unterschiedlichsten physischen oder verbalen Formen 
annehmen. Der Schüler belegt z.B. andere Schüler mit 
Schimpfwörtern, er gerät in Streitgespräche, verweigert 
die Mitarbeit, setzt seine Körperkräfte ein, um seine Ziele 
durchzusetzen. Zurückgezogene Schüler dagegen verwei-
gern verbale Kommunikation oder physische Nähe. Für 
beide Verhaltenstendenzen bietet die Fachliteratur eine 
Fülle von Interventionen an. Deshalb ist es an dieser Stelle 
schwer, nur wenige relevante Interventionen auszuwählen, 
zu denen z.B. folgende Strategien gehören können:

Modelllernen: Dem betroffenen Schüler sollte ein Modell 
angeboten werden, das sich nicht-aggressiv verhalten 
kann, v.a. in aggressionsprovozierenden Situationen. Die 
Modelle können Erwachsene, Filmstars, Klassenkamera-
den sein oder aus anderen Quellen stammen.

Rollenspiel: Nicht-aggressives Verhalten muss erlernt und 
praktiziert werden, damit es in das Verhaltensrepertoire 
des betroffenen Schülers einfließen kann. Dazu sind Rol-
lenspiele in einer entspannten Atmosphäre sinnvoll. Sie 
bereiten den Schüler auf die Anwendung von neu gewon-
nenen Fähigkeiten in schwierigen Situationen vor.

Vermittlung alternativer Verhaltensweisen: Viele betrof-
fene Schüler befinden sich in einem Dilemma, wenn sie 
spannungsgeladene Situationen erleben. Sie möchten sich 
vielleicht anders verhalten, sehen jedoch keine Alternati-
ven, die ihnen nahe gebracht werden müssen, wie z.B. um 
die Hilfe einer Lehrkraft bitten, die Konfliktzone verlassen, 
etwas Nicht-aggressives sagen. 

Verstärkungsprozeduren: Wenn der betreffende Schüler 
überraschenderweise in einer angespannten Situation eine 
nicht aggressive Reaktion zeigt, sollte er unmittelbar und 
sofort von der Lehrkraft dafür belohnt werden. Verstär-
kungsprozeduren sollten jedoch möglichst in einen Plan 
eingebaut werden, der für längere Zeit gilt. 

Einbezug der Klassenkameraden: Wenn das Aggressions-
problem des betreffenden Schülers stark ausgeprägt ist, 
kann es angezeigt sein, auch die Mitschüler in Verstär-
kungsprozeduren einzubeziehen. Die Schüler werden dabei 
veranlasst, den Zielschüler für nicht aggressives Verhalten 
systematisch zu belohnen. Möglicherweise kann diese In-
tervention in eine Gruppenkontingenz führen. 

Strafprozeduren: Man wird nicht umhin können, bei ag-
gressiveren Reaktionsweisen eines Schülers auch zu stra-
fen. Allerdings dürfen die Strafmaßnahmen nicht extremer 
und demütigender Art sein. So kann man z.B. eine Time-
Out-Prozedur anwenden, Privilegien entziehen, Aktivitäts-
verstärker minimieren oder Rückmeldungen an die Eltern 
geben. Allerdings sollte gerade diese Prozedur eher selten 
angewendet werden, da sonst das Beziehungsverhältnis 
des Schülers zur Lehrkraft leiden wird. Strafen müssen 
unmittelbar nach dem Vergehen angewendet werden und 
sollten in einer deutlichen Beziehung zu positiven Verstär-
kungen für angemessenes Verhalten stehen. 

Social-Skills-Training: Mit den betreffenden Schülern ist 
ein soziales Trainingsprogramm durchzuführen, wie z.B. 
das Petermann-Training oder das Potsdamer INSEL-Pro-
gramm. In das Trainings-Programm sollten jedoch die an-
deren Schüler der Integrationsklasse einbezogen sein.

Interventionen für zurückgezogene Schüler: Auch ängst-
lich-zurückgezogene Schüler können mit Verstärkungspro-
zeduren erreicht werden, in dem sie ermutigt werden, mit 
anderen zu interagieren, um dadurch Verstärkungspunkte 
zu erreichen. Manchmal ist es notwendig, auch die Mit-
schüler dafür zu verstärken, dass sie mit dem ängstlichen 
Schüler Kontakt aufnehmen und ihn in soziale Aktivitäten 
einzubeziehen. Möglicherweise müssen mit dem ängstli-
chen Schüler Geheimverträge abgeschlossen werden, da 
eine noch größere Ängstlichkeit die Folge sein kann, wenn 
der Schüler sich durch die Aufmerksamkeit des Lehrers in 
den Mittelpunkt gestellt sieht. Ein ängstlich-zurückgezoge-
ner Schüler kann auch dadurch erreicht werden, dass ihm 
ein befreundeter Klassenkamerad, der nicht ängstlich ist, 
an die Seite gestellt bzw. gesetzt wird. Dieser Klassenka-
merad wäre dann in der Lage, angemessene soziale Kon-
takte zu modellieren und den Zielschüler zu verstärken, 
sobald er dieses Modell nachahmt.

Störungen des Arbeitsverhaltens 

Die Modifikation des Arbeitsverhaltens geht in Richtungen, 
die auch für lerngestörte bzw. lernbehinderte Kinder gel-
ten. 
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Hinsichtlich ihres Leistungsverhaltens zeigen Schüler mit 
Verhaltensstörungen, die integriert unterrichtet werden, 
typische Verhaltensdefizite in Bezug auf ihr Aufmerksam-
keitsverhalten sowie ihr Arbeits- und Organisationsverhal-
ten. Die entsprechenden Verhaltensdefizite wirken sich 
für die unterrichtende Lehrkraft verschärft als Hindernisse 
aus, die gesamte Klasse in befriedigender Weise zu unter-
richten. Schon aus diesem Grund wird es notwendig sein, 
diese Störungen systematisch anzugehen. Andererseits 
ist es aber für den betroffenen Schüler auch wichtig, hier 
systematisch unterwiesen zu werden, soll er nicht weiter 
hinter den Klassenstandard zurückfallen.

Regelschullehrer neigen oft zu der Auffassung, dass die 
Beeinflussung dieser Störungen  immanent in den Unter-
richt eingehen und deshalb nicht gesondert angegangen 
werden muss. Wie im Falle der sozialen Skilldefizite stellt 
sich eine solche Auffassung jedoch  auf lange Sicht als 
Irrtum heraus. Es zeigt sich nämlich, dass die entspre-
chenden leistungsbezogenen Fähigkeiten von Schülern 
mit Verhaltensstörungen doch auf systematische Weise 
trainiert werden müssen, soll es zu langfristig wirksamen 
Lernerfolgen kommen. 

Aufmerksamkeitssteuerung

Typischerweise zeigen Schüler mit Verhaltensstörungen 
viel Ablenkbarkeit, also ein Verhalten, das mit dem Unter-
richtsziel in kaum einem Zusammenhang steht. Ihre Ab-
lenkbarkeit kann sich so zeigen, dass sie anderen Schülern 
zuschauen, Tagträumen, mit Materialien herumspielen 
und somit ihr Verhalten auf unterrichtsirrelevante Reize 
ausrichten. Dabei ist davon auszugehen, dass  nicht die 
Aufmerksamkeit an sich gestört ist, vielmehr geht es um 
eine falsche Ausrichtung der Aufmerksamkeit, die zu je-
dem Zeitpunkt des Unterrichts auftreten kann, zum Bei-
spiel, wenn ein Lesestück zu erlesen ist, wenn die Klasse 
über einen Gegenstand diskutiert, wenn der Lehrer einen 
Vortrag hält, wenn in Einzelarbeit vorbereitete Blätter zu 
bearbeiten sind. Hinzu kommt die Tendenz, nicht nur die 
Aufmerksamkeit falsch, sondern zu kurz auszurichten. 
Die negativen Konsequenzen, die sich aus einer kurzen 
Aufmerksamkeitsspanne bzw. einer falschen Aufmerksam-
keitsausrichtung für das Unterrichtsverhalten ergeben, 
können gravierender Art sein. Diese Kinder  stören nicht 
nur die Lehrkraft dabei, ihre Unterrichtsziele zu erreichen; 
sie stören die anderen Kinder dabei mitzuarbeiten und zu-
zuhören; letztlich stehen sich diese Kinder selbst im Weg, 
Unterrichtserfolge zu erzielen. Deshalb wird es notwendig 
sein, in kleinen Schritten auf mikrosystemische Weise die 
Aufmerksamkeit der Kinder (wieder)herzustellen. Dazu 
können die im folgenden aufgeführten Strategien helfen:

- Bevor eine Unterrichtsaktivität startet, sollte die Lehrkraft 
einen Hinweisreiz aussenden. Es kann sich dabei um ein 
Signalwort wie zum Beispiel: Fertig handeln, es können 
aber auch verabredete, visuelle Zeichen sein.

- Diese Schüler benötigen insbesondere während der ers-

ten Zeit der gemeinsamen Unterrichtung viel Lehrerzuwen-
dung; die Lehrkraft sollte also möglichst häufig das auf-
merksame Verhalten der Kinder mindestens verbal, wenn 
nicht auch auf andere Weise systematisch verstärken.

- Gerade bei Gruppendiskussionen und Frontalunterricht 
würde eine U-förmige oder kreisförmige Sitzordnung nütz-
lich sein. Der Schüler sollte möglichst neben einem Schü-
ler platziert werden, von dem eine gewisse Modellwirkung 
ausgeht; sein Nachbar könnte damit Tutorenwirkung ent-
falten. Der Schüler sollte auch in der Nähe des Standortes 
der Lehrkraft einen Sitzplatz haben, damit schnell ein vi-
sueller Kontakt hergestellt werden kann. 

Auf  diese Weise wird es der Lehrkraft auch möglich sein, 
sich möglichst häufig einen Überblick über die getane Ar-
beit des betroffenen Schülers zu verschaffen.

Jedenfalls ist auf diese Weise das Prinzip der Herstellung 
der physischen Nähe möglich, um bei auftretenden kleine-
ren Störungen ohne verbale Interventionen den Schüler in 
Richtung auf den Unterrichtsreiz zurück zu lenken.

- Hilfreich kann es sein, wenn das Lehrerverhalten für die 
Schüler nicht zu sehr vorhersehbar ist, indem die Lehrkraft 
z.B. ihre Ansprache unterbricht und Schüler um eine Reak-
tion bittet, auch wenn diese sich nicht gemeldet haben.

- Hinsichtlich der räumlichen Aufteilung lassen sich leicht 
Arbeitsecken und kleine Büros einrichten, die dann vom 
Schüler aufzusuchen sind, wenn sie einer Einzelarbeit nach 
zu gehen haben und dabei nicht gestört werden sollen. 

Die Lernmaterialien sollten u.U. vereinfacht dargeboten 
werden und nur die relevanten Informationen und Hin-
weisreize enthalten, die zur Lösung der jeweiligen Aufgabe 
notwendig sind. 

Modifikation von Planungs- und Organisations-
fähigkeiten

Viele Schüler, die Verhaltensstörungen aufweisen und inte-
grativ beschult werden sollen, weisen ebenfalls ein großes 
Defizit darin auf, die Arbeit zu organisieren und im voraus 
zu planen. Dies betrifft nicht nur das eigene soziale Ver-
halten, sondern auch die Unorganisiertheit hinsichtlich der 
Bereitstellung von Arbeitsmaterialien und Arbeitsabläufen. 
Das Kind muss es also lernen, sich auf Lerngegenstände 
einzustellen und im voraus zu planen. Dazu können die 
folgenden Strategien hilfreich sein: 

Herstellung eines Zeitschemas: In einem Zeitschema wer-
den detailliert für einzelne Stunden die Aktivitäten einge-
tragen, aber auch über den gesamten Schultag hinweg. 
Diese Liste enthält nicht nur die Aktivitäten, sondern auch 
die jeweils notwendigen Materialien.

Hilfe bei der Organisation der Materialien: Die Kinder be-
nötigten eine Hilfe, die jeweils benötigten Materialien in 
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geordneter Weise bereitzustellen. Dazu kann es hilfreich 
sein, wenn sie darin trainiert werden, ihren Arbeitsplatz 
in Ordnung zu halten, ein Arbeitsbuch anzufertigen und 
darin die notwendigen Aufgaben in geordneter Weise un-
terzubringen. Dieses Arbeitsbuch sollte von der Lehrkraft 
in regelmäßiger Weise überprüft werden.

Änderung der Aufgabenstellungsmodalitäten: Zunächst 
sollten Aufgabenstellungen verbal, anschließend schrift-
lich gegeben werden. Indem die Kinder lernen, zuerst der 
Aufgabe zuzuhören, um dann anschließend die Aufgaben-
stellung in ihr Arbeitsheft einzutragen, verfestigt sich in 
ihnen der Organisationsgedanke. 

Prinzip der kleinen Schritte: Die Arbeitsanweisungen soll-
ten zu Anfang in kleinen Schritten gegeben werden, all-
mählich vergrößern sich dann die Schritte, bis die Kinder 
in der Lage sind, auch komplexere Arbeitsanweisungen zu 
befolgen.

Fragen stellen lernen: Manchen Schülern muss nahege-
bracht werden, wie sie auf angemessene Art und zum rich-
tigen Zeitpunkt Fragen stellen können. Viele Kinder haben 
das Problem, dass ihnen aufgrund ihrer geringen Aufmerk-
samkeitsspanne wichtige Lernschritte nicht präsent sind, 
die dann eigentlich nachgefragt werden müssten, was aus 
Eitelkeit oder Scham dann nicht geschieht. Auch wenn 
Fragen als störend erscheinen könnten, so sind sie doch 
notwendig, damit die Kinder instruktionsgemäß handeln 
können. Wie man Fragen zu stellen hat, sollte modelliert 
und ausprobiert werden. 

Elternarbeit: Die Eltern sollten systematisch in die zu or-
ganisierenden Planungstätigkeiten des Kindes einbezogen 
werden. Dazu ist es notwendig, dass die Erledigung der 
Hausaufgaben im Elternhaus überwacht wird und die El-
tern auch die Umsetzung von Ordnungsprinzipien im El-
ternhaus überwachen.

Steigerung der Sorgfalt: Inakkurates Arbeiten hat für die 
betroffenen Schüler unangenehme Folgen und führt letzt-
lich zu unerfreulichen Leistungen. Deshalb ist es not-
wendig, Schüler zu sorgfältiger Arbeit anzuleiten. Gerade 
Schüler mit Verhaltensstörungen neigen dazu, impulsiv 
zu arbeiten, d.h. eine Aufgabe schnell und fehlerhaft zu 
erledigen. Diesen Schülern muss nahegebracht werden, 
langsam zu arbeiten, sich Zeit zu nehmen und Teilschrit-
te in Richtung auf Richtigkeit zu überprüfen. Teil dieses 
Problems ist es auch, dass die Schüler in die Klasse ru-
fen, ohne sich zu melden (s.o.). Kognitive Verhaltensmo-
difikationsprogramme können hier eine große Hilfe sein, 
mit deren Hilfe die Schüler erst laut verbalisierend, dann 
innerlich sprechend eine Strategie verfolgen, zu richtigen 
Lösungen zu finden. Zu vermittelnde Verbalisierungs-Zwi-
schenschritte sind z.B.:

1. Was soll ich jetzt eigentlich tun?
2. Ich muss mich auf die Aufgabe konzentrieren, die ich  
    erledigen möchte.

3. Auch wenn ich mal einen Fehler mache, dann macht 
    das nichts, ich muss langsam arbeiten.
4. Gut, dass ich fertig bin, das gibt mir ein gutes Gefühl.

Diese Strategien müssen länger eingeübt und vom Lehrer 
modelliert werden, bevor sie von den Schülern übernom-
men und verinnerlicht werden. Sorgfalt kann auch durch 
ein Verhaltensmodifikationsprogramm gesteigert werden, 
innerhalb dessen die Schüler für erreichte Sorgfalt mit 
Tokens belohnt werden, welche wiederum am Ende des 
Programms in eine beliebte Aktivität eingetauscht werden 
können. In ein kognitives Modifikationsprogramm gehört 
möglicherweise auch die Einführung einer „Denkzeit“ von 
fünf bis zehn Sekunden. Dabei werden die Schüler dazu 
angeleitet, erst zehn Sekunden vergehen zu lassen, bis sie 
auf eine Aufgabe hin reagieren.

Response-Cost-Verfahren: Leichte Bestrafungen können 
für unsorgfältiges Arbeiten in der Weise angewendet wer-
den, dass es Punktabzug für falsche Lösungen gibt. Diese 
Prozedur kann auch in der Weise variiert werden, dass für 
jede falsche Lösung eine zusätzliche Aufgabe zu erledigen 
ist.

Einsatz von Tutoren: Auch in diesem Bereich können Nach-
barn, die als Tutoren eingesetzt werden, sinnvoll sein. Die 
Tutoren stellen dann nicht nur ein Modellverhalten dar, sie 
handeln in Absprache mit dem betroffenen Schüler auch 
kooperierend, indem sie dem Schüler helfen, zu richtigen 
Lösungen zu finden.

Pädagogisch-Therapeutische Verfahren

Oben war ausgesagt worden, dass sich die Integrations-
Interventionsmethoden - je nach Schweregrad - in inte-
grationsunterrichtsimmanente und pädagogisch-thera-
peutische einteilen lassen. Pädagogisch-therapeutische 
Maßnahmen sind für Kontexte vorgesehen, in denen der 
Einsatz von Verhaltenshilfen, wie sie im vorangegangenen 
Abschnitt vorgestellt worden sind, nicht ausreichen, um 
ein stabiles unterrichtsbezogenes Verhalten zu etablieren. 
Pädagogisch-therapeutische Verfahren, insbesondere jene 
Verfahren, die kreative Medien einbeziehen, können als 
zusätzliche Maßnahmen verstanden werden, die die schu-
lische Integrationsarbeit ergänzen. Allerdings gibt es aus 
verschiedenen Gründen Probleme, sie auch in der Schule 
zu praktizieren. So werden erhebliche Voraussetzungen 
an die Kompetenzen von Sonderlehrkräften gestellt, die 
diese Verfahren durchführen. In der Regel bedarf es einer 
Zusatzqualifikation, die nur unter erheblichem zeitöko-
nomischem und finanziellem Aufwand vom Einzelnen zu 
erlangen ist. Pädagogisch-therapeutische Verfahren sind 
zudem nur unter mühevollen Arrangements in den Alltag 
einer Integrationsschule einzubringen. Die Frage, welchen 
Stellenwert diese Verfahren in der konkreten schulischen 
Situation einnehmen sollten, wird konstellationsbezogen 
immer wieder neu zu entscheiden sein. Die Schule befin-
det sich hier in einem Dilemma, einerseits ihrem zentralen 
Bildungsauftrag entsprechen zu müssen und andererseits 
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der deutlich zu Tage tretenden Not der ihr anvertrauten 
Integrationsschüler Rechnung zu tragen. Wenn die seeli-
sche Belastung dieser Integrationsschüler allerdings nicht 
berücksichtigt wird, kann auch der Bildungsauftrag nicht 
erfüllt werden. Den Integrationsunterricht mit therapeuti-
schen Inhalten und Zielen zu ergänzen, wird insbesondere 
bei gravierenden Verhaltensstörungen unumgänglich sein.
 
Dabei stehen verbale und non-verbale Formen pädago-
gisch-therapeutischer Hilfe zur Verfügung. Jene Verfahren 
werden auf größere Akzeptanz stoßen, die sich mehr im 
aktionalen Raum bewegen und den sprachlichen Ausdruck 
nicht zur Voraussetzung haben, wie Kunst-, Musik-, Psy-
chomotorik- oder Spieltherapie. Solche Verfahren bieten 
in der Tat einige Vorteile, wenn mit ihnen an erster Stelle 
non-verbal kommuniziert wird, also auf einer Kommunika-
tionsebene, die vielen jüngeren Kindern und Kindern mit 
Verhaltensstörungen entgegenkommen, deren kognitive 
und sprachliche Kompetenzen noch nicht weit genug ent-
wickelt sind, um sich auf die verbale Ebene z.B. in Form 
von Konfliktgesprächen einzulassen. Mit ihnen sind auch 
extrem verschüchterte, ängstliche, in sich zurückgezoge-
ne, aber auch Kinder mit tiefgreifenden Entwicklungsstö-
rungen, z.B. auch jene mit autistischen Zügen, erreichbar.

Ein weiterer Vorteil dieser Verfahren besteht darin, dass 
mit ihrer Hilfe ein symbolischer Ausdruck ermöglicht wird, 
der jeder verbalen Erklärung vorausgeht. Wenn auf dieser 
aktionalen Ebene in der therapeutischen Arbeit begonnen 
wird, dann wird dadurch auch der verbale Ausdruck an-
geregt, der sich in der Regel im späteren Verlauf spontan 
einstellt.

Ein weiterer Vorteil ist, dass Kinder in aller Regel mit kre-
ativen Medien gern umgehen. Kinder suchen spontan im 
Alltag Möglichkeiten auf zu tanzen, zu singen, zu musizie-
ren, zu malen, sich zu bewegen, zu spielen. Diese natürli-
che Art des Ausdrucks verhilft Kindern auch dazu, Körper-
beherrschung sowie kognitiv-emotionale Entwicklungen 
voranzubringen, da mit der Ausführung ihrer spontanen 
Äußerungen zugleich die Handlungskompetenz in den ak-
tivierten Bereichen erhöht wird.

Diese Verfahren können nicht nur mit schwer gestörten 
Kindern umgesetzt werden. Sie können auch sekundärprä-
ventiv bei jenen Kindern eingesetzt werden, die nur leichte 
Risikosignale aussenden oder aber einer Hochrisikogruppe 
angehören.

Vorteilhaft am Einsatz dieser Verfahren ist auch die Tatsa-
che, dass sie häufig in der Gruppe durchgeführt werden. 
Damit kommt ihr Einsatz dem natürlichen Setting der Schu-
le nahe. Kinder sind es zudem gewohnt, sich in Gruppen 
aufzuhalten. Ihre Freizeit besteht aus kleinen, spontanen 
Gruppenprojekten, so dass an diese, ihnen wohlbekannte 
Sozialform angeknüpft werden kann.

Pädagogisch-therapeutische Verfahren haben störungs-
abhängig unterschiedliche Ziele: Sie können sowohl zur 

Anregung von  Aktivitäten, Verhaltensweisen und Gedan-
ken eingesetzt werden, aber auch zur Deaktivierung und 
Entspannung. Entspannungsverfahren sind immer dann 
angezeigt, wenn eine zu starke Erregung, Ängstlichkeit, 
Überaktivität vorliegt, oder wenn es schwierig ist, ein Kind 
überhaupt zu einer Aktivität zu motivieren. Die folgende 
Aufzählung zeigt das breite Spektrum möglicher Interventi-
onen auf, das an anderer Stelle ausführlich vorgestellt wird 
(s. dazu Goetze, 2007): 

• Kognitives Modellieren und kognitive Umstruktu- 
            rierung, Selbststeuerung
• Rational emotive Therapie und Erziehung 
• Resilienztraining 
• Realitätstherapie 
• Rollenspiel und Psychodrama 
• Programme zur Beeinflussung von Aggressivität 
            und Gewalt 
• Musisch orientierte Interventionen (Kunstthera-
            pie, Musiktherapien) 
• Entspannungsverfahren 
• Transaktionale Therapie 
• Spieltherapie 
• Life Space Crisis Intervention 
• Notwendige Pädagogenkompetenzen 

 
Die für eine verantwortbare Integrationspraxis zu fordern-
den notwendigen Pädagogenkompetenzen lassen sich der 
Einteilung der Interventionsmethoden in unterrichtsimma-
nente und pädagogisch-therapeutische entsprechend zu-
ordnen.

Eine unterrichtsimmanente Interventionspraxis setzt auf 
Pädagogenseite eine Kompetenz voraus, 

• strukturierte Verhaltensbeobachtungen durchzu-
            führen,
• Token Programme sachgerecht umzusetzen,
• Verträge und Regelsysteme einzuführen,
• strukturierte Elternarbeit unter Berücksichtigung 
            klientenzentrierter Gesprächsführung anzubahnen,
• Rollenspiele mit Klassen aufzuführen,
• Helfersysteme zu etablieren,
• Streitschlichterprogramme einzurichten,
• Lehrer-Schüler-Konferenzen durchzuführen.

Die genannten Basiskompetenzen sollten an alle angehen-
den Lehrkräfte - auch außerhalb des Studienfaches Verhal-
tensgestörtenpädagogik - vermittelt werden, eine Aufgabe, 
der sich die Lehrerausbildung der ersten und zweiten Pha-
se zu stellen hat.

Wenn tiefer greifende  pädagogisch-therapeutische Maß-
nahmen durchzuführen sind, sollte die Fachlehrkraft Qua-
lifikationen in den genannten therapeutischen Verfahren 
erworben haben, z.B. hinsichtlich Verhaltenstherapie, 
Spieltherapie der Durchführung von Krisengesprächen.
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Diese Zusatzkompetenzen sind im Rahmen der ersten und 
zweiten Ausbildungsphase an die angehenden Förderlehr-
kräfte mit dem Schwerpunkt Verhaltensgestörtenpädago-
gik neben flankierenden psychohygienischen Maßnahmen 
in einer Weise zu vermitteln, wie dies in der Vergangenheit 
ansatzweise durch das Potsdamer Institut für Sonderpäda-
gogik geschehen ist. Allerdings sind die erworbenen Kom-
petenzen kontinuierlich im Rahmen einer tertiären Ausbil-
dungsphase weiter zu entwickeln.

Resümee
 
Meinen Ausführungen war der Hinweis vorangestellt wor-
den, dass die Lage der sonderpädagogischen Fachrichtung 
Verhaltensgestörtenpädagogik sich gegenwärtig als wenig 
erfreulich und nicht sehr hoffnungsvoll darstellt. Die Auf-
gabe, Schüler mit deutlichen Beeinträchtigungen im Erle-
ben und Verhalten gemeinsam mit anderen Schülern zu 
unterrichten, gehört zu den am schwersten zu lösenden 
Problemen der Schulpädagogik. Mit der Darlegung imma-
nenter Unterrichtsstrategien, wie sich das Unterrichtsver-
halten, das Sozialverhalten sowie das Arbeitsverhalten der 
betroffenen Integrationsschüler beeinflussen lässt, und mit 
der Skizzierung pädagogisch-therapeutischer Maßnahmen 
habe ich versucht, die Hoffnung zu vermitteln, dass auch 
in anscheinend aussichtslosen pädagogischen Situatio-
nen im Integrationsunterricht tragbare Lösungen gefunden 
werden können.

Um allerdings zu einer produktiven integrativen Unterrich-
tung mit dieser schwierigen Schülerklientel zu kommen, 
müssten die bildungspolitischen Weichen umgestellt wer-
den. Die Nicht-Ausbildung von Sonderpädagogen im Land 
Brandenburg dürfte mittel- und langfristig in eine Sackgas-
se führen. Es wird also deutlich, vor welchen ungelösten 
Aufgaben die Bildungs- und Wissenschaftspolitik des Lan-
des die Augen nicht weiter verschließen darf und denen sie 
sich in naher Zukunft zu stellen hat.
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In den zurück liegenden Jahrzehnten sind 
in Niedersachsen im Bereich der sonder-
pädagogischen Förderung vielfältige Verän-
derungen vorgenommen und umfangreiche 
Entwicklungen vollzogen worden. Sonderpä-
dagogische Förderung ist und war immer in 
Bewegung. So wandelten sich die Namen der 
besonderen Einrichtungen (wie die Bezeich-
nungen für deren Schülerinnen und Schüler) 
und spiegelten damit veränderte Auffassun-
gen und Ansatzpunkte für das konkrete Han-
deln im sonderpädagogischen Feld: Von der 
Hilfsschule über die Sonderschule zur För-
derschule oder von der Schule für Lernbehin-
derte über die Schule für Lernhilfe zur Förderschule mit 
dem Schwerpunkt Lernen. 

Aufschlussreich und hilfreich für das Verständnis des 
komplexen Systems der sonderpädagogischen Förderung 
ist eine knappe kursorische Betrachtung seines Entwick-
lungsgangs. 

Auf- und Ausbau der sonderpädagogischen För-
derung nach dem Krieg

Dem (Wieder-)Aufbau sonderpädagogischer Angebote 
nach dem Krieg folgte ab 1960 der Ausbau eines stark 
gegliederten Sonderschulwesens. Zunächst entstanden 
zehn verschiedene Schulformen, denen die Orientierung 
auf spezifische „Behinderungen“ der Schülerinnen und 
Schüler zugrunde lag: Lernbehinderte, Geistigbehinderte, 
Sprachbehinderte, Verhaltensgestörte, Körperbehinder-
te, Schwerhörige, Gehörlose, Sehbehinderte, Blinde und 
Taubblinde. Bei festgestellter „Sonderschulbedürftigkeit“ 
mit jeweiligem Zusatz der spezifischen Ausprägung („son-
derschulbedürftig geistig behindert“) bestand schulgesetz-
lich die Verpflichtung zum Besuch einer Sonderschule. 
 

Umbau seit den 70er Jahren

Dem Auf- und Ausbau folgte seit den 70er Jahren ein be-
hutsamer Umbau der sonderpädagogischen Förderung. 
Das war ein Ergebnis der jahrzehntelangen Debatte über 
die Integration von Kindern und Jugendlichen mit Behin-
derungen in die Allgemeinen Schulen. Es entwickelte sich 
ein anhaltender Prozess der Ausweitung und Verlagerung 
sonderpädagogischer Förderung in die Allgemeine Schule. 
Bereits seit 1977 konnte Sonderunterricht für Sprachbehin-
derte in der Grundschule erteilt werden. Zehn Jahre später 
wurde eine intensive Zusammenarbeit von Sonderschulen 
(heute: Förderschulen) und Grundschulen erlasslich ab-
gesichert. Förderschullehrkräfte konnten in Grundschulen 
tätig werden, um deren Lehrkräfte durch Diagnostik, Ent-

wicklung und Durchführung von Fördermaß-
nahmen und durch Beratung zu unterstützen. 
In den 80er Jahren wurden versuchsweise 
erste Integrationsklassen eingerichtet – geistig 
behinderte oder lernbehinderte Schülerinnen 
und Schüler (heute: Schülerinnen und Schü-
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
im Schwerpunkt Geistige Entwicklung oder 
Lernen) konnten in allen allgemein bildenden 
Schulen zieldifferent (d.h. auf der Grundlage 
der Rahmenrichtlinien der entsprechenden 
Förderschule) gefördert werden. Seit Beginn 
der 90er Jahre wurden Mobile Dienste einge-
richtet: Schülerinnen und Schüler mit spezifi-

schem sonderpädagogischen Förderbedarf und ihre Lehr-
kräfte werden in ihrer zuständigen Schule durch Lehrkräfte 
der Förderschulen unterstützt. 
Sonderpädagogische Hilfen waren somit bis in die 90er 
Jahre weitgehend inhaltlich auf die Förderschwerpunkte 
Lernen, Verhalten und Sprache bezogen, organisatorisch 
auf die Primarstufe beschränkt sowie zielgleich und prä-
ventiv ausgerichtet. 

Entwicklungen seit den 90er Jahren

Zu Beginn der 90er Jahre rückte die Sonderpädagogik in 
den Blickpunkt der Konferenz der Kultusminister. Gründe 
dafür lagen einerseits im Beitritt der neuen Länder zur 
Bundesrepublik Deutschland und der damit notwendigen 
Herstellung vergleichbarer Verhältnisse zwischen den Län-
dern. Andererseits drängten die Novellierung des Grundge-
setzes (Aufnahme des Diskriminierungsverbots) und inter-
nationale Entwicklungen (z. B. der britische Warnock-Re-
port, die amerikanische Gesetzgebung, Entwicklungen in 
Skandinavien und Italien und die Ergebnisse der Konferenz 
von Salamanca) zu Konsequenzen für eine traditionell eher 
institutionenbezogene Sonderpädagogik.

Die Novellierung des Schulgesetzes von 1993 
und Regionale Integrationskonzepte

Die Novellierung des Niedersächsischen Schulgesetzes 
von 1993 brachte einen wesentlichen Impuls für die son-
derpädagogische Förderung: Schülerinnen und Schüler, 
die einer sonderpädagogischen Förderung bedürfen, sollen 
gemeinsam mit anderen Schülerinnen und Schülern unter-
richtet und erzogen werden. 
Die geforderte Ausweitung des Gemeinsamen Unterrichts 
erfolgte verstärkt seit 1998 auf der Grundlage der Rah-
menplanung „Lernen unter einem Dach“. Vorausgegangen 
war eine Entschließung des Landtags: Die Landesregie-
rung sollte aufzeigen, auf welche Art und Weise die Aus-
weitung des Gemeinsamen Unterrichts erfolgen soll. Erst-

Sonderpädagogische Förderung in Niedersachsen
von Dr. Peter Wachtel

Dr. Peter Wachtel
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mals wurde eine „Sonderpädagogische Grundversorgung“ 
eingeführt. Dies bedeutete eine verlässliche Zuweisung 
von sonderpädagogischer Unterstützung an die Grund-
schule im Umfang von zwei Wochenstunden pro Klasse. 
Die systembezogene Zuweisung von sonderpädagogischen 
Ressourcen war eine Weiterführung des Sprachsonderun-
terrichts und der Möglichkeiten zur Zusammenarbeit der 
beiden Schulformen. Das Konzept wurde heftig diskutiert, 
weil Befürworter der institutionalisierten Förderung einen 
Rückgang der Schülerzahlen an den entsprechenden För-
derschulen erwarteten und somit zumindest langfristig die 
Abschaffung der Förderschulen befürchteten. In der Zwi-
schenzeit ist die sonderpädagogische Grundversorgung in 
über 400 niedersächsischen Grundschulen etabliert wor-
den. Die Akzeptanz ist einerseits durch die Ergebnisse der 
konkreten Praxis, andererseits durch das behutsame Vor-
gehen bei der Ausweitung des Konzepts gewachsen.

Zu der sonderpädagogischen Grundversorgung kamen im 
Rahmen der Regionalen Integrationskonzepte aber auch in 
den anderen Teilen des Landes neben bereits bestehenden 
Mobilen Diensten und Integrationsklassen vermehrt Ko-
operationsklassen. 

Regionale Integrationskonzepte konnten als Schulversuch 
beim Kultusministerium beantragt werden. Für deren Re-
alisierung wurden jährlich zusätzliche Lehrerstellen zur 
Verfügung gestellt. Auf der Grundlage des Erlasses zur 
sonderpädagogischen Förderung ist die Weiterführung 
und Neueinrichtung von Regionalen Konzepten vorgese-
hen – weniger unter dem Gesichtspunkt der dezidierten 
Ausweitung des Gemeinsamen Unterrichts sondern zur Si-
cherstellung eines umfassenden passenden und möglichst 
wohnortnahen Angebots sonderpädagogischer Förderung 
einschließlich der Ausweitung des Gemeinsamen Unter-
richts. Diese Ausrichtung hatte sich bei der Umsetzung der 
Regionalkonzepte allmählich als konsensfähig erwiesen.

Der Erlass „Sonderpädagogische Förderung“ 
aus dem Jahre 2005

Der umfangreiche Erlass „Sonderpädagogische Förderung“ 
aus dem Jahre 2005 aktualisierte nach dem Regierungs-
wechsel 2003 und der nachfolgenden Schulstrukturreform 
mit den veränderten Regelungen für alle anderen Schulfor-
men die Ziele, Inhalte, Formen und Verfahren sonderpä-
dagogischer Förderung in Niedersachsen. 
Ausgehend von dem Leitgedanken, dass sonderpädagogi-
sche Förderung prinzipiell Aufgabe aller Schulformen ist 
und in allen Schulformen erfolgen kann, wurden Regelun-
gen für alle individuellen sonderpädagogischen Bedarfe 
und für alle Organisationsformen sonderpädagogischer 
Förderung getroffen. 

Der Erlass „Sonderpädagogische Förderung“ fußt insbe-
sondere auf den Empfehlungen der Kultusministerkonfe-
renz zur sonderpädagogischen Förderung vom Mai 1994 
sowie den nachfolgenden Empfehlungen zu den verschie-
denen Förderschwerpunkten. 

Der Erlass ist durch fünf zentrale Aspekte zu charakterisie-
ren, die aus den Empfehlungen der Kultusministerkonfe-
renz abgeleitet sind.
 
* Personale Ausrichtung: Individueller Sonderpädagogi-
  scher Förderbedarf
Grundsätzlich hat jede Schülerin und jeder Schüler einen 
Anspruch auf angemessene pädagogische Förderung – dies 
gilt auch ohne Einschränkung für Schülerinnen und Schüler 
mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf. Eine perso-
nenbezogene Sichtweise - auf die individuelle Lebenslage 
des Kindes bezogene Orientierung - ersetzt die vorrangig 
institutionenbezogene, traditionell auf die Einrichtung der 
Sonder- oder Förderschule ausgerichtete Blickrichtung. 
Der Begriff „Sonderpädagogischer Förderbedarf“ tritt an 
die Stelle der Bezeichnung „Sonderschulbedürftigkeit“: 
„Eine Schülerin oder ein Schüler hat einen sonderpäda-
gogischen Förderbedarf“ versus „Eine Schülerin oder ein 
Schüler ist sonderschulbedürftig lernbehindert“. Die Leit-
fragen für Unterricht und Erziehung lauten: Hat ein Kind 
einen Förderbedarf? Welcher Art ist dieser Förderbedarf? 
Wie kann dem Bedarf entsprochen werden? Die Leitfrage 
lautet nicht mehr vorrangig: Welche Schule soll ein Kind 
besuchen?
Sonderpädagogischer Förderbedarf umschreibt individu-
elle Förderbedürfnisse im Sinne erzieherischer und un-
terrichtlicher Erfordernisse, deren Einlösung eine spezi-
elle sonderpädagogische Unterstützung oder Intervention 
erfordert. Sonderpädagogischer Förderbedarf ist bei den 
Schülerinnen und Schülern gegeben, die in ihren Entwick-
lungs-, Lern- und Bildungsmöglichkeiten so eingeschränkt 
sind, dass sie im Unterricht zusätzliche sonderpädagogi-
sche Maßnahmen benötigen. 

* Individualisierung der Diagnosen und Förderangebote  
   statt Etikettierung
Die traditionellen Kategorisierungen (und Etikettierungen) 
von „Behinderungen“ als Ordnungsprinzipien des sonder-
pädagogischen Bildungswesens geben eine nicht vorhan-
dene umfassende Homogenität der Lernvoraussetzungen 
innerhalb der Kategorien vor. Sie geben klare Abgrenzun-
gen zwischen den angenommenen Gruppen vor, die tat-
sächlich nicht vorhanden sind. Bisherige Kategorien auf 
der Grundlage eines Behinderungsbegriffs werden nun-
mehr durch die Feststellung eines individuellen Förderbe-
darfs in inhaltlich ausgewiesenen Förderschwerpunkten 
ersetzt. Sonderpädagogischer Förderbedarf zeigt sich in 
unterschiedlichen Schwerpunkten: Lernen, Emotionale 
und Soziale Entwicklung, Sprache, Geistige Entwicklung, 
Körperliche und Motorische Entwicklung, Hören und Se-
hen. Dieser Förderbedarf ist in differenzierten Kind-Umfeld 
Analysen zu diagnostizieren.

Der sonderpädagogische Förderbedarf wird von Förder-
schulpädagogen in Kooperation mit Lehrkräften der Allge-
meinen Schule aber auch mit dem Gesundheitsdienst oder 
Jugendamt auf der Grundlage einer umfassenden Kind-
Umfeld-Analyse ermittelt. Die Kenntnis und Beachtung 
individueller Begabungen, Beeinträchtigungen und Be-
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nachteiligungen sowie ihrer Auswirkungen und die Be-
rücksichtigung der Lebenssituation sind bei der sonder-
pädagogischen Förderung von besonderer Bedeutung. 
Die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs ist 1997 durch eine Verordnung und ergänzende 
Bestimmungen detailliert geregelt.
* Individualisierung und Differenzierung
Der sonderpädagogische Förderbedarf ist individuell, 
bezogen auf das einzelne Kind und den Jugendlichen 
in seiner konkreten Lebenslage und differenziert in den 
Förderschwerpunkten zu diagnostizieren. Eher pauscha-
lierende Defizitdiagnosen sind durch Kind-Umfeld-Ana-
lysen zu ersetzen, die nicht nur die Stärken und Schwä-
chen des Kindes, sondern auch die seines schulischen 
und außerschulischen Umfelds aufzeigen. Dies hilft, 
Ansatzpunkte zu einer individu-
ell angepassten Verbesserung der 
Lernbedingungen zu gewinnen. 
Eine individuelle Förderplanung 
für die umfassende Entwick-
lungsförderung ist ebenso unver-
zichtbar wie eine Verbindung von 
lern- und entwicklungsbegleiten-
der Diagnostik, Intervention und 
Evaluation.
Förderdiagnostische Erkenntnis-
se sind vor allem (im Gegensatz 
zu dem früher dominierenden 
Aspekt der Platzierung der Schü-
lerinnen und Schüler) Grundlage 
der Gestaltung der Unterrichts- 
und Schulorganisation sowie 
des Schullebens. Bei der individuellen Förderplanung 
werden unter Berücksichtigung der Entwicklungssitua-
tion und Lernausgangslage einer Schülerin oder eines 
Schülers und im Hinblick auf die in einem bestimmten 
Zeitraum erreichbaren Unterrichts-, Erziehungs- und 
Entwicklungsziele die notwendigen und realisierbaren 
Unterstützungen und Fördermaßnahmen dargestellt, 
Entwicklungsschritte dokumentiert und fortgeschrieben. 
Hinweise auf schulische und außerschulische Bedingun-
gen sind Bestandteile der Planung. 

Bei der Planung der Förderung und des Unterrichts wird 
vom Grundsatz der Ganzheitlichkeit ausgegangen. Iso-
lierte Betrachtungen von Einzelbereichen sind zu ver-
meiden. Der Zusammenhang der Entwicklungsbereiche 
Bewegung, Wahrnehmung, Sprache und Denken, Emoti-
onalität sowie Soziabilität ist zu beachten. Die Ergebnis-
se der Förderung einschließlich der weiteren Förderziele 
und -inhalte sind jährlich auszuweisen.
Der Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf berücksichtigt die indivi-
duelle Entwicklungssituation, die physisch-psychischen 
Voraussetzungen und das Umfeld der Schülerin oder 
des Schülers. Sonderpädagogische Förderung setzt an 
den Stärken und Voraussetzungen von Kindern und Ju-
gendlichen sowie an den förderlichen Bedingungen ihres 
lebensweltlichen Zusammenhangs an. Sonderpädagogi-

sche Förderung bezieht Fähigkeiten und Erfahrungen, 
Interessen und Neigungen, Sorgen und Nöte der Kinder 
und Jugendlichen ebenso ein wie Belastbarkeit, Lern-
vermögen, Lerntempo und Motivation sowie fördernde 
und hemmende Bedingungen des Umfelds. 
Durch vielfältige Angebote und handelndes Lernen wird 
die Entwicklung von Haltungen, Kenntnissen, Fähigkei-
ten und Fertigkeiten in allen Kompetenzbereichen geför-
dert und unterstützt.

* Vielfalt der Organisationsformen sonderpädagogi-
scher Förderung und Pluralität der Förderorte 
Sonderpädagogische Förderung ist Auftrag aller Schul-
formen, sie kann sowohl in Allgemeinen Schulen als 
auch in Förderschulen und in Tagesbildungsstätten 

durchgeführt werden. Die lineare 
und vermeintlich folgerichtige Zu-
ordnung von der Feststellung einer 
Behinderung zur Einschulung oder 
Überweisung in eine Förderschu-
le mit entsprechender Spezialisie-
rung wird durch eine gestufte Viel-
falt sonderpädagogischer Förder-
angebote (= Organisationsformen 
sonderpädagogischer Förderung: 
Sonderpädagogische Grundver-
sorgung, Kooperationsklassen, In-
tegrationsklassen, Mobile Diens-
te) aufgelöst. Diese reichen von 
der Teilnahme am Gemeinsamen 
Unterricht mit zeitweiliger oder 
dauernder sonderpädagogischer 

Förderung bis hin zur Förderung in Förderschulen und 
in Tagesbildungsstätten. Die Sonderpädagogische För-
derung wird als Ergänzung und Schwerpunktsetzung der 
allgemeinen Pädagogik aufgefasst. 

* Gemeinsamer Unterricht und Subsidiarität der beson-  
deren Hilfen
Entsprechend der Vorgabe des § 4 des Niedersächsi-
schen Schulgesetzes ist bei vorliegendem sonderpäda-
gogischem Förderbedarf immer abzuklären, ob und wie 
dem sonderpädagogischen Förderbedarf in der Allge-
meinen (zuständigen) Schule entsprochen werden kann. 
Dies ist auch eine Konsequenz aus dem Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts vom Oktober 1997 (das 
oberste Gericht befasste sich mit einem gescheiterten 
Antrag auf Integration einer niedersächsischen Schüle-
rin).
Dem Gemeinsamen Unterricht in der Allgemeinen Schu-
le kommt grundsätzlich Priorität zu. Sonderpädagogi-
sche Angebote in trennenden Gruppierungsformen sind 
grundsätzlich subsidiär nachgeordnet. Das bedeutet, 
sie sind dann angebracht, wenn eine angemessene son-
derpädagogische Förderung in der Allgemeinen Schule 
nicht gelingt und wenn erkennbar ist, dass sie mit den 
unter realistischen Bedingungen verfügbaren Ressour-
cen wahrscheinlich nicht gelingen wird.

Dr. M. Rudnick und Dr. P. Wachtel im Gespräch
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Sonderpädagogische Förderung in der Allge-
meinen Schule 

Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen, Beeinträch-
tigungen oder Benachteiligungen gibt es in allen Schul-
formen. Viele dieser Kinder und Jugendlichen absolvieren 
ihre Schulzeit ohne zusätzliche Förderung oder mit nur ge-
legentlicher individueller Förderung durch Förderschullehr-
kräfte. Der Übergang zwischen individuellem Förderbedarf 
und sonderpädagogischem Förderbedarf ist fließend. Mit 
der Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
sind die Zuweisung von Ressourcen und Platzierungen ver-
bunden. Damit geht ein Etikettierungs-Ressourcen-Dilem-
ma einher, dem wiederum durch systemische Zuweisun-
gen begegnet werden soll (die Schule erhält ein Kontingent 
unabhängig von der Zahl der Schülerinnen und Schüler 
mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf)

Sonderpädagogischer Förderbedarf besteht bei einem Kind 
oder Jugendlichen in der Regel über einen längeren Zeit-
raum oder dauerhaft. Von Bedeutung sind die unterschied-
lichen Ausprägungen oder Schwerpunkte: Bei einem För-
derbedarf mit den Schwerpunkten Lernen oder Geistige 
Entwicklung muss der Unterricht auf der Grundlage der 
curricularen Vorgaben der Förderschulen mit den Schwer-
punkten Lernen oder Geistige Entwicklung erfolgen. In der 
Grundschule ist dies in der Sonderpädagogischen Grund-
versorgung oder in Integrationsklassen möglich, in weiter- 
führenden Schulen nur in Integrationsklassen. 

 Nach der differenzierten Ermittlung des Entwicklungs-
standes klären die beteiligten Lehrkräfte in Zusammenar-
beit mit den Erziehungsberechtigten das Profil des indivi-
duellen Förderbedarfs. Mit Zustimmung der Erziehungs-
berechtigten können dabei Erkenntnisse aus dem Vorfeld 
und Umfeld der schulischen Förderung, einschließlich der 
Kinder- und Jugendhilfe, einbezogen werden. Danach wird 
geprüft, welche Fördermaßnahmen die zuständige Schule 
anbieten kann. Die zuständige Schule muss alle für das 
Kind notwendigen Fördermaßnahmen feststellen und den 
Eltern die Möglichkeiten für eine bestmögliche Förderung 
aufzeigen. Die Fördermaßnahmen werden mit den Erzie-
hungsberechtigten abgestimmt. 

Organisationsformen sonderpädagogischer För-
derung

Sonderpädagogische Förderung kann in allen allgemein 
bildenden Schulen erfolgen. Sie muss aber immer mit zu-
sätzlicher Unterstützung durch Förderschullehrkräfte ge-
leistet werden. Lehrkräfte von Förderschulen können im 
Rahmen verschiedener Organisationsformen in der Allge-
meinen Schule tätig werden: 
- Mobile Dienste, 
- Sonderpädagogische Grundversorgung, 
- Integrationsklassen, 
- Förderklassen mit dem Schwerpunkt Sprache und Koo-  
  perationsklassen. 

Die Förderschulen mit den verschiedenen Schwerpunkten 
stellen eine weitere Organisationsform sonderpädagogi-
scher Förderung dar.
 
Förderschullehrkräfte als Mobile Dienste
Mobile Dienste sollen gewährleisten, dass Schülerinnen 
und Schüler mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf 
die notwendigen Hilfen erhalten, aber dennoch die wohn-
ortnahe Schule besuchen können. Die Hilfe kommt zu 
den Kindern, während sonst die Kinder den Ort der Hilfe 
aufsuchen müssten. Die Dezentralisierung der Hilfen ent-
spricht den Entwicklungen in anderen gesellschaftlichen 
Handlungsfeldern.
 
Die Mobilen Dienste bieten individuelle Beratung und breit 
gefächerte Unterstützung sowohl für Kinder und Jugendli-
che mit unterschiedlichen Förderbedarfen in Allgemeinen 
Schulen als auch für Lehrkräfte, Erziehungsberechtigte und 
Schulträger an. Das schließt Förderschulen ein, wenn z. B. 
ein Schüler in mehreren Schwerpunkten einen Förderbe-
darf hat und vom Lehrpersonal der Förderschule nicht in 
allen Schwerpunkten gefördert werden kann. 
Ziel des Mobilen Dienstes ist die didaktisch-methodische, 
pädagogische und psychologische Kompetenzerweiterung 
der Allgemeinen Schule, so dass diese die Herausforde-
rungen im Umgang mit Schülerinnen und Schülern, die 
einen besonderen Bedarf haben, weitgehend selbst bewäl-
tigen kann. Wenn eine Maßnahme als vorübergehend kon-
zipiert ist, wenn ein Hilfsangebot befristet ist oder wenn 
die Organisation nach dem Prinzip der abnehmenden Hil-
fe erfolgt, wird nicht nur die einzelne Schülerin oder der 
einzelne Schüler sondern auch das System gestärkt. Die 
dauerhafte Versorgung einzelner Kinder und Jugendlicher 
durch die Mobilen Dienste für Hören und Sehen ist da-
mit nicht ausgeschlossen, da - im Gegensatz zu anderen 
Förderschwerpunkten - bestimmte Beeinträchtigungen 
und Behinderungen weitgehend unveränderlich sind. Hilfe 
zur Selbsthilfe ist das Grundprinzip. Der Mobile Dienst ist 
keine Nachhilfeeinrichtung. Er ersetzt keine medizinische 
Diagnostik und er stellt kein verkürztes Therapieangebot 
dar. Vor allem: Die Verantwortung für die einzelne Schüle-
rin und den einzelnen Schüler bleibt bei der zuständigen 
Schule.
 
Mobile Dienste als Unterstützungssystem für die Allgemei-
nen Schulen finden offensichtlich bei allen Beteiligten eine 
hohe Akzeptanz. Bezüglich der qualifizierten Arbeit des 
Mobilen Dienstes und hinsichtlich einer bildungspolitisch 
gewollten Ausweitung müssen aber grundsätzliche For-
derungen im Hinblick auf die unterschiedlich Beteiligten 
eingelöst werden.
 
Schülerinnen und Schüler haben einen Anspruch auf eine 
angemessene Förderung - der Förderort ist nach diesem 
Kriterium zu bestimmen und festzulegen. Im Hinblick auf 
die Schülerin oder auf den Schüler muss geklärt sein, ob 
die für eine angemessene Förderung (mit dem Kind oder 
für das Kind?) in der wohnortnahen Schule notwendigen 
Hilfen tatsächlich durch den Mobilen Dienst bereitgestellt 
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werden können. 

Förderschullehrkräfte brauchen in ihrem komplexen Ar-
beitsfeld konkrete Hilfestellungen, Anregungen und Fortbil-
dungsmöglichkeiten. Ihre Praxis ist einerseits durch viel-
fältige Veränderungen gekennzeichnet, zum Beispiel die 
rasante Weiterentwicklung der technischen und der didak-
tisch-methodischen Hilfsmittel auch im Bereich der neuen 
Technologien. Andererseits brauchen die Lehrkräfte ebenso 
umfangreiche diagnostische Kompetenzen in den verschie-
denen Entwicklungsbereichen sowie Überblickswissen 
über die anderen Förderschwerpunkte und Schulformen. 
Da sie in der Regel als umfassende Beraterinnen und Be-
rater wahrgenommen und tätig werden, müssen sich die 
Lehrkräfte im Mobilen Dienst auch besondere kommunika-
tive Kompetenzen aneignen.
 
Mobiler Dienst erfordert die Zusammenarbeit zwischen den 
Förderschullehrkräften und den Lehrkräften der Allgemei-
nen Schulen. Die Zusammenarbeit erstreckt sich vom Un-
terricht im umfassenden Sinn bis zur Fort- und Weiterbil-
dung für Lehrkräfte anderer Schulformen. Mobile Dienste 
sind häufig Mittler zwischen unterschiedlichen Hilfs- und 
Unterstützungsangeboten. Interdisziplinäre Zusammenar-
beit, Austausch, Beratung und Unterstützung stellen hohe 
Anforderungen an diese Lehrkräfte. 

Die notwendige kooperative Kompetenz für komplexe und 
erschwerte Lehr-, Lern- und Beratungssituationen wird im 
Studium üblicherweise nicht angeeignet - Konsequenzen 
für die Lehrerausbildung müssen gezogen werden. 
 
Die Erfüllung der Aufgaben des Mobilen Dienstes erfordert 
in vielen Fällen einen vertrauensvollen und partnerschaftli-
chen Austausch der Lehrkräfte mit den Erziehungsberech-
tigten. Das verlangt Sensibilität, Offenheit - aber auch ge-
meinsame Klärung von wechselseitigen Erwartungen und 
erreichbaren Zielen, notwendigen Anstrengungen sowie 
eine Erörterung der Möglichkeiten und Grenzen des Han-
delns. Die Grenzen des Mobilen Dienstes sind auch erreicht, 
wenn Eltern nicht kooperieren oder aktiv mitarbeiten. 
 
Die vielfältige und aspektreiche Arbeit im Mobilen Dienst 
stellt hohe Anforderungen an die Lehrkräfte. Für eine er-
folgreiche Arbeit des Mobilen Dienstes sollte deshalb Fol-
gendes gewährleistet sein:
• Freiwilligkeit der Beteiligten (Schüler, Schülerinnen und 
   Lehrkräfte)
• Kontinuität der Arbeit 
• Qualitätssicherung und -entwicklung durch spezielle 
   Fortbildungsangebote
• Kollegialer Austausch z.B. durch Teamsitzungen und 
   Supervision
• Sächliche und räumliche Ausstattungen
• Eigenverantwortliche Rahmen- und Gestaltungsbedin- 
   gungen.
Die Möglichkeiten der Allgemeinen Schule, der Heteroge-
nität ihrer Schülerinnen und Schüler gerecht zu werden, 
sollen durch den Einsatz der Förderschullehrkräfte ge-

stärkt werden: Die Unterstützung ist sowohl systemisch 
als auch individuell ausgerichtet. Die Allgemeine Schule 
und die einzelne Schülerin oder der einzelne Schüler sollen 
unterstützt werden. Die Schwerpunkte liegen vor allem in 
der Unterstützung des Systems durch Diagnostik und Be-
ratung, bei Fördermaßnahmen von begrenzter Dauer und 
in der Ausrichtung auf Kompetenztransfer. 
 
Sonderpädagogische Grundversorgung
Im Rahmen regionaler Konzepte kann an Grundschulen 
eine sonderpädagogische Grundversorgung eingerichtet 
werden. Dabei werden der Grundschule für die Förderung 
von Schülerinnen und Schülern mit Problemen beim Ler-
nen, im emotionalen und sozialen Bereich, in der Spra-
che und beim Sprechen dauerhaft und damit verlässlich 
zusätzliche Stunden von Förderschullehrkräften zur Ver-
fügung gestellt. Jede Klasse der Grundschule erhält zwei 
zusätzliche Stunden einer Förderschullehrkraft pro Klasse. 
Damit können Wohnortnähe, individuelle Förderangebote 
sowie vorbeugende Maßnahmen verbunden werden. Nach 
Möglichkeit soll die Herausbildung eines sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs vermieden werden. Schülerinnen und 
Schüler mit einem sonderpädagogischen Förderbedarf in 
den Schwerpunkten Lernen, Emotionale und Soziale Ent-
wicklung sowie Sprache können in der Grundschule ver-
bleiben und auf der Grundlage der curricularen Vorgaben 
der Förderschule mit dem Schwerpunkt Lernen gefördert 
werden.
Die Zuweisung von Förderschullehrerstunden für die son-
derpädagogische Grundversorgung erfolgt auf Antrag des 
Schulträgers durch das Kultusministerium.

Sonderpädagogische Grundversorgung in der Grundschule 
erfordert eine intensive Kooperation der Lehrkräfte inner-
halb des Kollegiums und mit dem Umfeld der Schule. Die 
beteiligten Schulen erstellen ein Förderkonzept, in das so-
wohl Gemeinsamer Unterricht als auch Unterricht in zeit-
lich begrenzten Fördergruppen aufgenommen werden kön-
nen. Die Förderschule kann in Zusammenarbeit mit den in 
einer Region kooperierenden Grundschulen entscheiden, 
wie die auf der Grundlage eines genehmigten Konzepts zu-
gewiesenen Förderschullehrerstunden eingesetzt werden. 

Sonderpädagogische Förderung in Integrationsklassen
Im ersten bis zehnten Schuljahrgang der allgemein bil-
denden Schulen können Integrationsklassen eingerichtet 
werden, in denen Schülerinnen und Schüler, die einer 
sonderpädagogischen Förderung bedürfen, gemeinsam 
mit anderen Schülerinnen und Schülern unterrichtet und 
erzogen werden.
In Integrationsklassen wird zieldifferent unterrichtet, d.h. 
bei der Gestaltung des Unterrichts und der Festlegung 
der Leistungsanforderungen werden die unterschiedlichen 
Lernfähigkeiten der Schülerinnen und Schüler berücksich-
tigt. Solche Anforderungen werden in Integrationsklassen 
in der Grundschule z. B. auf der Basis curricularen Vorga-
ben der Förderschule mit dem Schwerpunkt Geistige Ent-
wicklung der Förderschule mit dem Schwerpunkt Lernen 
erarbeitet. Für die sonderpädagogische Förderung in den 
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Integrationsklassen werden Förderschullehrerstunden nach 
dem Grundsatz eingesetzt, dass für Schülerinnen und Schüler 
der gleiche Umfang an Förderschullehrerstunden unabhängig 
vom Lernort zur Verfügung stehen soll. Es wird ein Orientie-
rungswert zugrunde gelegt, der sich aus der Stundenzube-
messung für ein einzelnes Kind in der jeweiligen Klassenstufe 
der entsprechenden Sonderschule ergibt. 
Anträge auf die Einrichtung von Integrationsklassen können 
von einer Schule oder vom Schulelternrat oder vom Schul-
träger gestellt werden. De facto werden Anträge nur von den 
Schulen gestellt, die das Einvernehmen mit dem Schulträger 
herzustellen haben. Es reicht also nicht aus, dass Eltern ei-
nen Antrag bei der Schulbehörde stellen – die Schule muss 
sich den Antrag zu eigen machen. Die Integrationsklasse be-
darf der Genehmigung durch die Schulbehörde.

Integrationsklassen waren ein wichtiger Motor der Integrati-
onsbewegung. Durch die Arbeit mit diesem Modell hat sich 
eine hohe didaktisch-methodische Kompetenz für den Ge-
meinsamen Unterricht heraus gebildet. Gleichzeitig ist der 
Anspruch zur Weiterentwicklung der Integration im Bewusst-
sein der Öffentlichkeit gestiegen. Problematisch ist, dass vor 
der Zuweisung von zusätzlichen Lehrerstunden ein individu-
eller sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt werden 
muss, der zu einer Etikettierung des einzelnen Kindes führen 
kann. Der Zusammenhang von Etikettierung und Zuweisung 
von Ressourcen kann Auswirkungen auf die Praxis der Fest-
stellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs haben. 
Pädagogische Probleme zeigen sich angesichts fehlender 
Identifikationsmuster für die Schülerinnen und Schüler mit 
Behinderung und hinsichtlich der Entwicklung ihrer Gruppen-
fähigkeit.

Kooperationsklassen einschließlich Förderklassen mit dem 
Schwerpunkt Sprache
Förderschulen und Allgemeine Schulen sind gehalten, eine 
enge pädagogische Zusammenarbeit zu pflegen. Diese kann 
gemeinsame Feste und Feiern, Vorhaben und Projekte sowie 
Formen des Gemeinsamen Unterrichts umfassen. Koopera-
tionen zwischen Förderschulen und Allgemeinen Schulen 
erschließen allen Beteiligten im Schulleben und im Unter-
richt Möglichkeiten zur wechselseitigen Annäherung und zur 
Erfahrung von mehr Selbstverständlichkeit im Umgang mit-
einander. 
Kooperationsklassen sind:
- Klassen an der Allgemeinen Schule, die von Schülerinnen 
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf (ins-
besondere mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung) 
besucht werden
- gehören organisatorisch zu einer Förderschule, die auf der 
Basis einer Vereinbarung nach § 25 NSchG pädagogisch eng 
mit einer Allgemeinen Schule zusammenarbeitet oder
- gehören zu einem Förderschulzweig einer Schule, in der 
nach § 106 Abs. 4 NSchG Förderschule und Allgemeine 
Schule zusammengefasst sind
- streben ein Höchstmaß an Gemeinsamem Unterricht und 
gemeinsamem Schulleben an: ”Integration durch Kooperati-
on”
- ermöglichen flexibles Handeln zwischen Nähe und Distanz: 

so viel Gemeinsamkeit wie möglich, so viel äußere Dif-
ferenzierung wie notwendig
- stellen wohnortnahe angemessene sonderpädagogi-
sche Förderangebote sicher
- bieten unterschiedliche Anknüpfungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten von gelegentlichen Begegnungen 
bis zu kontinuierlichen und verlässlichen organisatori-
schen Verbünden
- fördern durch die kollegiale und kooperative Entwick-
lung die Akzeptanz für Integration bei den beteiligten 
Lehrkräften der verschiedenen Schulformen.

Die Arbeit in der Förderschule
Der Name - Förderschule - (seit April 2004) steht für 
ein Programm. Der Name sagt etwas über das Profil 
und über das Konzept der Schule aus, die für Schü-
lerinnen und Schüler mit unterschiedlichstem sonder-
pädagogischen Förderbedarf vorgehalten wird. In den 
Förderschulen mit den verschiedenen Schwerpunkten 
ist Fördern das herausgehobene Merkmal und damit 
der besondere Akzent der Arbeit in dieser Schule. Der 
Begriff - Förderschule - betont nicht das Abweichen-
de oder das Besondere, sondern hebt den Kern der Ar-
beit hervor, nämlich das, worauf die Schülerinnen und 
Schüler einen Anspruch haben. Die Schulen sind auf-
gefordert, ihre unterrichtliche und erzieherische Arbeit 
ganz besonders unter den Leitgedanken der Förderung 
zu stellen. 

Vorrangiges Ziel ist es, dem sonderpädagogischen För-
derbedarf einer Schülerin oder eines Schülers zu ent-
sprechen. Dabei ist als Förderort die zuständige Allge-
meine Schule anzustreben. Wenn die pädagogischen 
Maßnahmen und Möglichkeiten der Allgemeinen Schu-
le für eine angemessene individuelle Förderung nicht 
hinreichen, sind Fördermaßnahmen in Zusammenarbeit 
mit einer Förderschule durchzuführen. 
Eine Förderschule ist der geeignete Förderort, wenn die 
Fördermöglichkeiten der Allgemeinen Schule ausge-
schöpft sind und eine sonderpädagogische Förderung 
in der Allgemeinen Schule nicht oder nicht mehr ge-
währleistet werden kann. 
Die Dauer der Förderung einer Schülerin oder eines 
Schülers in Förderschulen ist individuell unterschied-
lich. Eine zentrale Aufgabe der Förderschule ist die 
Rückführung der Schülerinnen und Schüler in die All-
gemeine Schule. Die Förderschule ist im Prinzip als 
Durchgangsschule konzipiert. Für einige Kinder und Ju-
gendliche bietet die Förderschule bei einer zeitlich be-
grenzten Aufnahme im Sinne einer Durchgangsschule 
die Möglichkeit, konzentriert die notwendige sonderpä-
dagogische Unterstützung zu erhalten und eine persön-
liche Stabilisierung zu erreichen, die eine Rück- bzw. 
Umschulung in die Allgemeine Schule oder eine Einglie-
derung in den berufsbildenden Bereich ermöglicht.

Um die Durchlässigkeit zur Allgemeinen Schule zu ge-
währleisten, orientiert sich die Arbeit in den Förderschu-
len an den Stundentafeln und curricularen Vorgaben der 
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Grundschule und der Hauptschule. Die Förderschulen mit 
dem Schwerpunkt Lernen müssen daher rechtzeitig auch   
Englichunterricht anbieten. Von einer verbindlichen Ein-
führung als Pflichtfach für alle Schülerinnen und Schüler 
wurde abgesehen.

Eine zweite zentrale Zielsetzung der Förderschule ist die 
Hinführung zur gesellschaftlichen Teilhabe, zur Alltagsbe-
wältigung, zur Geschäftsfähigkeit und zur Teilhabe am Er-
werbs- und Berufsleben. Um ihren Absolventinnen und Ab-
solventen Möglichkeiten zu einem beruflichen Einstieg und 
zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu eröffnen, sind 
die Jugendlichen in besonderem Maße auf das Berufsleben 
vorzubereiten. Das bedingt eine verstärkte Praxisorientie-
rung, die Vernetzung mit außerschulischen Einrichtungen 
und Übergangshilfen. Erkundungen und Praktika in Betrie-
ben vermitteln Einblicke in mögliche künftige Arbeits- und 
Tätigkeitsfelder und sind ein wesentlicher Teil der Berufs-
wahlorientierung. Diesen Vorgaben entspricht zum Beispiel 
die Förderschule mit dem Schwerpunkt Lernen durch eine 
veränderte inhaltliche, methodische und strukturelle Orga-
nisation des Unterrichts vor allem im Sekundarbereich. 

Förderschulen wirken als Förderzentren eng mit Mobilen 
Diensten zusammen. Die Hilfen gehen von den Förder-
schulen aus und werden dort auch koordiniert, durch den 
fortgesetzten fachlichen Dialog gesichert und weiter entwi-
ckelt. Mobile Dienste und Förderschulen sind keine Gegen-
sätze sondern sind sinnvolle Ergänzungen. Sie stellen zwei 
Optionen bei der Auswahl und Bestimmung des Förderorts 
dar. Wenn mit der Unterstützung des Mobilen Dienstes der 
Besuch der zuständigen Schule möglich ist - unter der Be-
dingung, dass auf diese Weise dem Förderbedarf des Kin-
des oder Jugendlichen entsprochen werden kann - dann 
ist die zuständige Schule der angemessene Förderort. Die 
Förderschule ist prinzipiell subsidiär. Sie ist jedoch dann 
der angemessene Förderort, wenn die notwendigen Unter-
stützungen im weitesten Sinne nur hier erbracht werden 
können.
 
Zusammenarbeit und Vernetzung in der sonder-
pädagogischen Förderung

Die sonderpädagogische Förderung erfordert eine intensive 
Zusammenarbeit der Lehrkräfte verschiedener Schulformen 
und innerhalb der Förderschulen die Kooperation von Lehr-
kräften, Pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
und Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen. In jedem 
Falle erfordert eine angemessene Förderung die vertrauens-
volle Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten der 
Schülerin oder des Schülers. Eltern sind Experten für ihre 
Kinder, gemeinsam mit ihnen können die bestmöglichen 
Förderbedingungen für eine Schülerin oder einen Schüler 
geschaffen werden. Eltern sollten deshalb stets so weit wie 
möglich in die Planung und Durchführung von Unterricht 
und Erziehung partnerschaftlich eingebunden werden.
Die Zusammenarbeit der Förderschulen mit allen anderen 
Schulen in ihrem Einzugsgebiet einschließlich der berufs-
bildenden Schulen gewährleistet einen kontinuierlichen 

Bildungsgang für die Schülerinnen und Schüler. Die Zu-
sammenarbeit ist sicherzustellen. 
Sonderpädagogische Förderung in der Schule wird durch 
Maßnahmen unterschiedlicher Dienste und Leistungsträ-
ger ergänzt. Förderschulen vernetzen sich mit Gesundheits- 
Sozial- und Jugendämtern, den schulpsychologischen, 
schul- und fachärztlichen Diensten, Institutsambulanzen, 
Einrichtungen der Frühförderung und Erziehungsbera-
tungsstellen sowie anderen Trägern und Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe. Im Hinblick auf die Eingliede-
rung in das Arbeitsleben arbeiten die in der sonderpädago-
gischen Förderung Tätigen mit der Arbeitsverwaltung, den 
Kammern und Betrieben zusammen. 

Die veränderte Ausrichtung des Systems der sonderpäda-
gogischen Förderung im Hinblick auf mehr Gemeinsamen 
Unterricht und mehr gemeinsame Erziehung von Kindern 
und Jugendlichen unabhängig von ihren individuellen pä-
dagogischen Bedürfnissen erfordert ein verändertes Ver-
ständnis von allgemeiner Schulpädagogik. Darüber hinaus 
sind differenzierende und individualisierende, handlungs-
bezogene Unterrichtsformen zu entwickeln. Anspruchs-
voller Unterricht in diesem Zusammenhang stellt erhöh-
te Anforderungen an das Lehrpersonal und ist nur durch 
verstärkte gemeinsame Arbeit von Lehrkräften im Unter-
richt zu leisten. Kooperation muss in der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung der Lehrkräfte deshalb weiter intensiviert 
werden. In der zweiten Phase der Lehrerausbildung ist die 
Einübung kooperativer berufsbezogener Arbeitsformen zu 
betonen. Nur so kann eine notwendige veränderte Bestim-
mung des professionellen Selbstverständnisses von Lehre-
rinnen und Lehrern durchgesetzt werden.

Ausblick

Die Debatte, in der Integration und Sonderschulen als 
Entweder-Oder-Alternative präsentiert wurden, ist been-
det. Es wird allgemein nicht bestritten, dass es weiterhin 
eigene Einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit son-
derpädagogischem Förderbedarf geben soll und muss. Die 
professionelle Kompetenz der Förderschullehrkräfte wird 
durch die Arbeit der Förderschulen und die mit ihnen ver-
bundene Forschung und Ausbildung gestützt. Es verbietet 
sich, die Förderschulen negativ zu etikettieren, sie sind 
vielmehr als Zentren sonderpädagogischer Kompetenz zu 
nutzen. 
 
Die Weiterentwicklung der sonderpädagogischen Förde-
rung in Niedersachsen erfolgt vor allem über Regionale 
Konzepte. Diese Konzepte knüpfen an den vorhandenen 
Strukturen an, sie entsprechen den Bedingungen und An-
forderungen in den Wirkungsbereichen der Schulträger. 
Entwicklungsperspektiven bieten sich neben der Auswei-
tung von Kooperationsklassen und der sonderpädago-
gischen Grundversorgung vor allem in dem ambulanten 
Unterstützungssystem der Mobilen Dienste. Es werden 
weiterhin keine Modelle „von oben“ verordnet, sondern 
„vor Ort“ sollen die Beteiligten und Interessierten auf der 
Grundlage der schulgesetzlichen Vorgaben ein kind- und 
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zeitgemäßes System der sonderpädagogischen Förderung 
entwickeln. 
 
Von aktueller Bedeutung ist ein Bündel von Aspekten: die 
Auswirkungen des demografischen Wandels mit einem er-
heblichen Rückgang der Schülerpopulationen vor allem im 
Förderschwerpunkt Lernen, die veränderte Erziehungskraft 
der Gesellschaft, die Situation und die Perspektiven des 
Arbeitsmarkts, die Konzepte für eine veränderte Lehrerbil-
dung und Innovationen in der Entwicklung aller Schulen. 
Es wird sich zeigen, in welcher Weise in diesem Zusam-
menhang die Allgemeine Schule mit Unterstützung der 
Förderschule den Anspruch einlösen kann, für möglichst 
viele Kinder und Jugendliche ihres Einzugsbereichs ange-
messene und wohnortnahe Hilfen bereit zu stellen. Es wird 
sich auch zeigen, in welcher Weise die Förderschulen dem 
Anspruch gerecht werden können, ihre Schülerinnen und 
Schüler auf die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben vor-
zubereiten. Spezifische Herausforderungen wie hyperakti-
ves Verhalten, autistische Verhaltensweisen oder schwerste 

Beeinträchtigungen nehmen zu oder rücken stärker in den 
Focus und verlangen auch nach pädagogischen Lösungen 
in den Schulen. Auch die Bedeutung von Medizin und Psy-
chologie, von Therapie und Sozialarbeit werden zunehmen. 
Manches hängt sicherlich von finanziellen Bedingungen ab 
- aber längst nicht alles. Sonderpädagogische Förderung 
ist nicht eine Angelegenheit einiger Spezialisten, sondern 
im Grundsatz eine generelle Aufgabe der Lehrkräfte aller 
Schulformen. Fortschritte in der lebensrettenden Medizin 
erhöhen den Bedarf an schulischer Therapie und Pflege 
und veränderte erzieherische Wirklichkeiten erfordern ver-
stärkt sozialpädagogische Arbeit in der Schule. Aber Verla-
gerung von Aufgaben an spezielles Assistenzpersonal oder 
an außerschulische Einrichtungen und Anbieter kann auch 
zum Problem für die Schulpädagogik werden. Gefordert 
und erwünscht sind auch Selbst-Zumutung und Verände-
rungsbereitschaft der Lehrkräfte - zum Beispiel im Bereich 
didaktisch-methodischen Denkens und Handelns. 

von Dr. Peter Wachtel

Berichte aus den Workshops

Standards der sonderpädagogischen Förderung im Förderschwerpunkt 
emotionale und soziale Entwicklung von Peter Riedel

Zentrale Themen der Ar-
beitsgruppe 4 waren
- Standards der sonder-
pädagogischen Förderung 
in unserem Schwerpunkt
- Der „Leitfaden zur Diag-
nostik von Verhaltensauf-
fälligkeiten/ emotionalen 
Störungen bei Schülern 
der Primarstufe“, der 
1999 durch eine Arbeits-
gruppe des MBJS erarbei-
tet wurde.

Im einleitenden Teil wur-
de durch den Referenten 

auf aktuelle Tendenzen der Förderung eingegangen.
Einerseits gäbe es eine stetig steigende Zahl von Schülern 
mit Förderbedarf im Bereich der emotionalen und sozialen 
Entwicklung (siehe Tabelle) sowie einen Anstieg der Zahl 
der Schulen für Erziehungshilfe. Andererseits wird in der 
fachlichen Diskussion der Focus verstärkt darauf gerichtet, 
welche Rahmenbedingungen geschaffen werden müssen, 
um Separierungen zu vermeiden. In diesem Zusammen-
hang stellte der Vortrag von Prof. Herbert Goetze zum 
Tagungsanfang einen zu beachtenden wissenschaftlichen 
Beitrag dar, auf den in der anschließenden Diskussion im-
mer wieder Bezug genommen wurde.

Nach einer kurzen Erläuterung der Intentionen des Verban-
des Sonderpädagogik e. V. zur Erarbeitung sonderpädago-
gischer Standards (Theorieteil) wurden durch die Teilneh-
mer die als „Minimalstandards“ formulierten
- Vorgaben und Ressourcen
- Prozessmerkmale
- Ergebnisse
für unseren Förderschwerpunkt diskutiert.
Dabei wurden in der heterogen zusammgesetzten Ar-
beitsgruppe unterschiedlichste Erfahrungen bei der 

Entwicklung der Schülerzahlen

BRD 1995 2003

Schulen für 
Erziehungshilfe

21.762 30.523

Gemeinsamer
Unterricht

7.526 12.104

Brandenburg 1995/96 1999/2000 2002/03 2005/06

Schulen für 
Erziehungshilfe

0,12 %
457

0,14 %
486

0,21 %
475

0,24 %
505

Gemeinsamer
Unterricht

0,12 %
448

0,23 %
706

0,40 %
1.080

0,70 %
1.490

Gesamt 0,24 %
905

0,37 %
1.192

0,61 %
1.555

0,94 %
1.995

Peter Riedel
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Kenntnis, Umsetzung und 
Akzeptanz der Standards 
im Land Brandenburg be-
schrieben. Während einige 
Teilnehmer von als sinn-
voll empfundenen neuen 
regionale Angeboten (z.B. 
Förderklassen) berichteten, 
erleben andere aktuell eher 
einen Verlust an Fachlich-
keit und einen Abbau bis-
her erreichter Standards 
(z.B. Reduzierung der Res-
sourcen für den gemeinsa-
men Unterricht, Verzöge-
rung notwendiger intensiver 
Förderangebote mit dem 
Ergebnis der Manifestierung der Verhaltensstörung).

Als problematisch für die Realisierung der Standards 
im Land Brandenburg wurde in der Disskusion u.a. 
benannt:
- Fehlen eines landesweiten, regionale Besonder-
heiten berücksichtigenden Förderkonzeptes von der 
Kita bis zur berufsvorbereitenden Phase

- Mangel an fachlich fundierten Fortbildungsangebo-
ten für Sonderpädagogen, insbesondere zur Verbes-
serung ihrer Handlungs-, Interaktions-, Beratungs- 
und Kooperationskompetenzen

- Diskrepanz zwischen der Hoffnung auf die Wirk-
samkeit präventiver bzw. integrativer Maßnahmen 
und den tatsächlich dafür zur Verfügung gestellten 
Rahmenbedingungen

- teilweise mangelnde Einstellung und Motivation 
von Lehrkräften für die Probleme von Schülern mit 
Verhaltens- und Gefühlsstörungen

- fehlende Vorraussetzungen bzw. Kontinuität in 
wichtigen pädagogischen Arbeitsfeldern (Ganztag-
sangebote, Schulsozialarbeit, Lehrkräftetourismus, 
Schulstandorte) 

Immer wieder thematisiert wurde die Unterschied-
lichkeit und Beliebigkeit bei der Interpretation und 
Umsetzung von gesetzlichen Vorgaben, Verwaltungs-
vorschriften und Rundschreiben landesweit, aber 
selbst auch innerhalb einzelner Staatlicher Schul-
ämter.

Nach der inhaltlichen Auseinandersetzung mit dem 
„Leitfaden zur Diagnostik von Verhaltensauffällig-
keiten/ emotionalen Störungen beiSchülern der Pri-
marstufe“ wurde Folgendes deutlich:

1. Der Leitfaden ist einigen aktuell in der Dia-

gnostik (SpFB, FDL) tä-
tigen Sonderpädagogen 
nicht bekannt. Er wurde 
von den Anwesenden je-
doch als wichtiges, nach 
wie vor weitestgehend 
aktuelles Instrument 
eingeschätzt, das hohe 
Ansprüche an die diag-
nostische Tätigkeit for-
muliere.

2. Es besteht Interesse 
und die Notwendigkeit, 
über die im Leitfaden 
beschriebenen Ziele, 

Inhalte und Untersu-
chungsverfahren zu beraten, sie zu aktualisieren und 
Bezüge herzustellen zu den neuen Arbeitsfeldern der 
Sonderpädagogen. 

3. Viele der im Leitfaden benannten Tests sind 
offensichtlich entweder nicht allen Sonderpädagogen 
bekannt, nicht verfügbar oder sie sollten durch ande-
re ersetzt bzw. ergänzt werden.

4. Die im Leitfaden empfohlene „Gliederung ei-
ner sonderpädagogischen Stellungnahme“ stellt eine 
wichtige Orientierung dar. Sie kann vom Sonderpä-
dagogen im Sinne der Argumentationshilfe bei der 
Entscheidungsfindung des Förderausschusses genutzt 
werden, sie dient der konkreten Förderplanerstellung 
sowie bei Bedarf zur rechtlichen Absicherung von 
Entscheidungen.

5. Es wurde auf die Diskrepanz zwischen diag-
nostischem Aufwand und den anschließenden tatsäch-
lichen Fördermöglichkeiten aufmerksam gemacht. 
Konkret notwendige Maßnahmen in Verbindung mit 
den dazu nötigen Rahmenbedingungen zu benennen 
und in der Bildungsempfehlung zu formulieren werde 
Sonderpädagogen mitunter untersagt.

Fazit:
Die Eingangsreferate, insbesondere das sehr praxis-
bezogene von Prof. Herbert Goetze wurden zur Fort-
bildung und Orientierung als sehr gelungen einge-
schätzt. 
Angesichts des Zeitdruckes, der vielen offenen Fra-
gen und zu beratenden Themen wurde einmal mehr 
deutlich. 
Wir benötigen zur Umsetzung fachlicher Standards 
zuallererst die fachliche Diskussion und die kontinu-
ierliche Fortbildung der (Sonder-) Pädagogen – schul-
ämterübergreifend und auf regionaler Ebene.
Diesen Prozess zu unterstützen bietet der Landesver-
band Brandenburg allen Interessierten an.

Peter Riedel

Teilnehmer im Workshop
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Der neue Rahmenlehrplan 
Leid- oder Leitthemen? von Birgit Tytziak

Umsetzung an Beispielen des Doppeljahr-
gangs  9/10

Ziel des Workshops:
- Den „Leidensdruck“ im Umgang mit 
  dem neuen Rahmenlehrplan zu min
  dern
- Erfahrungen auszutauschen hinsicht
  lich der Erarbeitung schulinterner Cur
  ricula
- Auf der Grundlage eines gemeinsamen 
  Dialogs Antworten auf Fragen zu fin
  den
- Anregungen für die Praxis zu geben

Gliederung:
1. Was ist das Neue am Rahmenlehrplan ?
2. Woran orientiert sich der neue Rahmenlehrplan?
3. Wie kann die praktische Umsetzung erfolgen?

1.WAS?
- zum ersten Mal seit 1990 ein Rahmenlehrplanwerk 
  für den Bildungsgang Allgemeine Förderschule
- zum ersten Mal verbindliche Standards am Ende 
  von Doppeljahrgängen auf der Grundlage zu entwi
  ckelnder Handlungskompetenzen bei Schülerinnen 
  und Schülern
- Verbindlichkeit heißt Überprüfbarkeit  
- neue Stundentafel, Zusammenfassung von Fächern 
  zu Lernbereichen mit entsprechender Poolzuwei
  sung, Fremdsprache Englisch ab Klasse 7 verbind
  lich
- Leitthemen als Grundlage für fachübergreifende und 
  fächerverbindende Unterrichtsarbeit
- veränderte Leistungsermittlung und Bewertung auf 
  der Grundlage des individuellen Förderbedarfs der 
  Schülerinnen und Schüler, aber auch entsprechend 
  der vorgegebenen Standards für die Doppeljahrgänge
- Dokumentation der Lernentwicklung (individueller 
  Förderplan) gibt die Chance begründen zu können, 
  warum ggf. Standards nicht erreicht werden konnten! 
- Erarbeitung schulinterner Curricula als Unterrichts
  entwicklungsplan

2.  Woran?
- Grundlage des Rahmenlehrplans ist ein Lernansatz, 
  der an der Entwicklung von Handlungskompetenzen 
  orientiert ist
- Welche Kompetenzen müssen unsere Schülerinnen  
  und Schüler erwerben, um auf dem Arbeitsmarkt 
  eine Chance zu haben? 
- Kompetentes Handeln bedeutet u.a.:  

1. auf vorhandenes Wissen zurückgreifen zu können 

2. in der Lage zu sein, sich Wissen be
     schaffen zu können
3. Zusammenhänge zu verstehen, um Ent-
     scheidungen treffen zu können
4. über Fertigkeiten für die Durchführung 
     von Handlungen zu verfügen 
5. Motivation zu angemessenem Handeln 
     zu besitzen

3.  WIE?
Erläuterungen am Beispiel des Schulkonzep-
tes der Schule an der Insel in Potsdam

Voraussetzungen:
- Bildung kleiner Jahrgangsteams (Jahrgän-

  ge 2-6, Jahrgänge 7/8, Jahrgänge 9/10) 
- Präsenzzeit einmal in der Woche!
- Erarbeitung der Inhalte /Anforderungen der einzelnen 
  Fächer für die Doppeljahrgänge auf der Grundlage der 
  Standards unter Berücksichtigung der zu entwickelnden 
  Kompetenzen
- Präsentation der Ergebnisse im Lehrerzimmer (jeweils 
  für ein Fach/ einen Lernbereich)
- Beratung/Diskussion in Lehrerkonferenzen zu den Inhal
  ten für jeden Lernbereich am Ende der Jahrgangsstufe 
  4, 6, 8, 10, fachübergreifende Aspekte, Zuordnen der 
  Inhalte zu Leitthemen (sinnstiftende Zusammenhänge)- 
  gemeinsam den „roten Faden“ von Kl.3-10  finden
- Veränderter Unterricht:    u.a. Projekte , Schülerfirmen 
  u.v.a.

Erfahrungen:
- Fachübergreifendes Unterrichten setzt hohe Fachlichkeit 
  voraus!
- Im Jahrgangsteam soll für jeden Lernbereich mindes
  tens eine fachkompetente Lehrkraft arbeiten
- Arbeit in Jahrgangsteams bedeutet für die Lehrkräfte, 
  sich auf eine Lerngruppe konzentrieren zu können ( in
  dividuelle Förderpläne, Reduzierung der Ansprechpart-
  ner, kurze Wege für wichtige Informationen, Arbeitstei

Birgit Tytziak

9/10 A Schwimmen
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  lung ...)
- Selbständige Stundenplanung unter Berücksichtigung 
  schulorganisatorischer Aspekte (hohe Eigenverantwort
  lichkeit, große Flexibilität)

Von einer Unterrichtsschule zur Angebotsschule!
1. Bildung jahrgangsübergreifender Klassen 9/10 mit je 
   einem Schwerpunkt im praktischen  Bereich  Schüler
   firmen/ Sport
2. Vorstellen der Inhalte der Schwerpunkte der neu zu bil-
   denden jahrgangsübergreifenden Klassen in einer Ge-
   samtelternkonferenz
3. Schülerinnen und Schüler wählen ihren Neigungen ent
   sprechend eine Lerngruppe/Klasse
4. Zwei verantwortliche Lehrkräfte (Klassenleitung) je 
   Klasse
5. Arbeit in Schülerfirmen bzw. in einem Jahresprojekt – 
   ein zentraler Lerngegenstand, das bedeutet: Realitäts
   nahe Anforderungen mit berufsrelevantem Handlungs
   wissen zusammen zu bringen, wobei die Lernenden 
   im Mittelpunkt stehen!

Schulleitung
Schulleiterin: Frau Tyziak
Stellv. Schulleiter: Herr …

Eingangsstufe

Jahrgang 2/3
Klassenleiterin Frau . ..

Mittelstufe

Oberstufe Jahrgang 9/10
Lerngruppen neigungsbezogene Schwerpunkte

Praxislernen

Jahrgang 3/4
Klassenleiterin Frau ..

Jahrgang 7/8
Klassenleiterin

Frau ..

Jahrgang 7/ 8
Klassenleiterin Frau …

Sport / Schwimmen
 Frau ../Frau …

Schülerfirma Multimedia
Frau ../ Frau …

Schülerfirma Bootsbau
Herr ../Herr ..

Schülerfirma Caterring
Frau ../Frau ..

Sekretärin: Frau …
Hausmanager: Herr …

Jahrgang 5/6
Klassenleiterin Frau ..

 21 Lehrkräfte ( 80% mit
sonderpädagogischer

Ausbildung)

Im Jahrgang 9/10  unterrichten insgesamt 10 
Kolleginnen und Kollegen, in jeder Lerngruppe/ 
Klasse  drei bis vier Lehrkräfte.
Fachlichkeit für den Unterricht in  allen Lernbe-
reichen ist gegeben ( einschließlich LER, Musik/
Kunst, Englisch).

Organisation:   Sj. 2006/2007

Lerngruppen:
Klasse 9/10A          Klasse 9/10B          Klasse 9/10C Klasse 9/10D
Schwimmen           Multimedia           Bootsbau                 Catering

Lehrerteam:
Frau Ra.                 Frau Ri.                 Herr Rei.        Frau Sta.
Frau Ma.                Frau Ge.                Herr Ko.                  Frau Pr.
Frau Fra. Frau We.     Frau Fra.

AG   12 STD:
D/MA / Englisch

Frau Ra.             Frau We.  Frau We.                 Frau Pr.
                              Frau Ge.          Herr Ko.     Frau Sta.
Frau Sta.                Frau Sta.                 Frau Sta. Frau Sta. 

LB  13 STD:
NAWI /GEWI/ WAT
Frau Ra.                Frau Ge.                  Herr Rei.                Frau Sta.
Frau Ma.               Frau Ri.                   Herr Ko.                 Frau Pr.

Sport
Frau Ma.      Frau Ri.                  Herr Rei.     Herr Rei.

KU/MS
Frau Fra.               Frau Fra.  Frau Fra. Frau Fra.

LER
Frau Fra.   Frau We.                  Frau We.   Frau  Fra.

Workshop Nachteilsausgleich 
individueller Weg der sonderpädagogischen Förderung

Im Workshop trafen sich Pädagoginnen und Pädagogen 
aus unterschiedlichen Schularten, die alle Erfahrungen in 
der Beratungstätigkeit zum Nachteilsausgleich hatten.
Wichtiger Informationsbedarf ergab sich bei folgenden 
Themen:

• Schreibzeitverlängerung für Leistungskontrollen 
            und Prüfungen
• Nachteilsausgleich in Klasse 1, obwohl noch kei-
            ne Bewertung in Noten
• Umgang mit Sportbefreiungen, Teilsportbefreiun-
            gen und Teilnahme am Sport ohne Bewertung 

• Festlegungen zum Nachteilsausgleich durch den 
            Förderausschuss
• Bereitstellung von Hilfsmitteln
• Besondere Bedingungen für chronisch kranke 
            Kinder und Jugendliche in der allgemeinen Schule
• Nachteilsausgleich im Zusammenhang mit Wan-
            dertagen, Klassenfahrten

In der Diskussion gelang den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern ein reger Erfahrungsaustausch. Dabei bestätigte 
sich, dass Nachteilsausgleiche für Kinder und Jugendliche 
immer ganz individuelle Entscheidungen entsprechend 
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des Förderbedarfs und der Möglichkeiten 
der Schule sind. Oftmals sind kreative Lö-
sungen im Interesse unserer Schülerinnen 
und Schüler gefragt. Eine ausführliche 
Beschreibung dazu wurde bereits im Heft 
1/2006 des vds Brandenburg veröffent-
licht. In unserem Bundesland sind die 
Möglichkeiten der Nachteilsausgleiche in 
der Verwaltungsvorschrift Feststellungs-
verfahren Punkt 7, Absatz (2) beschrie-
ben. In anderen Bundesländern wurden 
bereits Zusammenstellungen von Rege-
lungen veröffentlicht, die auf der Home-
page des vds Brandenburg nachzulesen 
sind.

Am Ende des Workshops wurde den 
Lehrerinnen und Lehrern ein breites 
Angebot an Literatur und Medien 
vorgestellt, die sowohl in Lehrer-
kollegien als auch in Schulklassen 
zum Thema Nachteilsausgleich ein-
gesetzt werden können. Die nach-
folgende Literaturliste wurde nicht 
nach den Kriterien eines Literatur-
verzeichnisses erarbeitet, sondern 
mit dem Ziel, die Materialien schnell 
erwerben zu können.

       Karin Gärtner und Jens Müller

Literaturliste

Titel zu erhalten bei:

DVD: Kinderrheuma – was’n das? Verein zur Förderung und Unterstützung
rheumatologisch erkrankter Kinder und deren 
Familien e.V., St. Josef-Stift, Sendenhorst
www.kinderrheuma.com 36:30 Minuten

Unser Kind hat Rheuma www.rheuma-liga.de
E-Mail: bv@rheuma-liga.de

Das rheumakranke Kind in der Schule Deutsche Rheuma-Liga

Kinder und Jugendliche mit begrenzter www.verband-sonderpaedagogik.de
Lebenserwartung- was muss die Schule ISBN 3-926050-26-8
leisten können?

Das chronisch kranke Kind in der www.verband-sonderpaedagogik.de
Schule ISBN  3-926050-22-5

Das chronisch kranke Kind im Schulsport www.schulsport-in-bw.de
Fax-Bestellnummer: 0711/2792795

Chronische Erkrankungen im Kindesalter Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
www.bzga.de
Bestell-Nr.: 20401000

Moost, N; Kunstreich, P: www.beltz.de
Wenn die Ziege schwimmen lernt ISBN 3-7898-1003-7

CD: Fliegen durch das Märchenland www.cottbuser-kindermusical.de

Video: Leben mit Mukoviszidose Lilly Deutschland GmbH
Saalburgstr. 153
61350 Bad Homburg

Video: Schulbesuche – Brücken ins www.kinderkrebsstiftung.de
Leben oder

Klinikpädagogik e.V.
Hoppe-Seyler-Str. 1
72076 Tübingen

Video: Drüber reden ist schwer www.kinderkrebsstiftung.de
(ab 13 Jahre)

Video: Ein Brief aus dem Krankenhaus www.kinderkrebsstiftung.de
(ab 8 Jahre) oder

www.foerderkreis-krebskranke-Kinder.de

Karin Gärtner im Workshop

Rechenschaftsbericht für den Berichtszeitraum 2005 bis 2007

In unserem erweiterten Vorstand arbei-
ten seit der letzten Hauptversammlung 
ehrenamtlich und sehr engagiert nun-
mehr 16 Vorstandsmitglieder, denen 
ich an dieser Stelle recht herzlich für 
ihre Arbeit danken möchte.
Im Berichtszeitraum hat der Vorstand 
dreimal getagt und regelmäßig an den 
Bundesausschusssitzungen teilgenom-
men.
Zu den Schwerpunkten unserer Arbeit 
gehörten:
- Diskussion der 16. Schulgesetznovel 
  le des Landes Brandenburg in ver
  schiedenen Gremien
- Vertiefung der inhaltlichen Zusam
  menarbeit mit dem Ministerium für Bildung, Jugend und 
  Sport
- Vorbereitung der Bundeshauptversammlung im Novem
  ber 2007 in Potsdam
- Forschungsprojekt zur Evaluation der Förderdiagnosti

Dr. Karin Saltberg-Ludwig

  schen Lernbeobachtung
- Durchführung des 2. Sonderpädagogi
  schen Fachtages

In der Diskussion um die 16. Schulge-
setznovelle wurde unser Verband  zu ei-
ner Anhörung in den Bildungsausschuss 
des Landtages am 2.11.2006 geladen. 
Im Mittelpunkt unseres Interesses stand 
die frühzeitige Förderung aller Kinder 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf. 
Um diese zu gewährleisten, setzen wir 
uns dafür ein, dass bei einer eventuel-
len Schulrückstellung eine anderweitige 
Förderung erfolgen muss. Noch immer 
steht im Schulgesetz, dass eine Förde-

rung erfolgen soll. Es ist unumstritten, dass die Förderung 
entwicklungsverzögerter Kinder so zeitig wie möglich be-
ginnen muss, um lang andauernde und schwerwiegende 
Beeinträchtigungen zu verhindern.
Eine verbindliche Reglung (im Sinne einer vorschulischen 
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Schulform
Art der 

Einschulung

Einschulungen

2000/01 Prozent 2003/04 Prozent 2006/07 Prozent
Grundschule
fristgemäß
vorzeitig
verspätet

Förderschulen
fristgemäß
vorzeitig
verspätet

Insgesamt
fristgemäß
vorzeitig
verspätet

12 642
11 412

401
829

448
203

1
244

14 686
13 052

450
1 184

6,5

54

8

16 052
13 811

1 092
1149

509
272

3
234

18 276
15 575

1 194
1 507

7,1

45,9

8,2

18 699
15 447

538
2 714

348
157

3
188

20 463
16 743

582
3 138

14,5

54

15

(Quelle: Statistischer Bericht B I 1-j/06. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, 2007, 
53 ff.)

Einen weiteren Kritikpunkt  sehen wir in der Regelung 
der Trägerschaft der Schulen mit dem Förderschwerpunkt 
Hören und Sehen. Aus unserer Sicht sollte das Land die 
Trägerschaft über diese Schulen übernehmen, da das ge-
samte Land zum Einzugsgebiet dieser Schulen gehört und 
diese Schulen gleichermaßen Aufgaben von überregiona-
len Beratungsstellen wahrnehmen.

In der Diskussion um das Schließen der Klassenstufen 1 
und 2 der Allgemeinen Förderschulen haben wir uns dafür 
eingesetzt, diese Klassenstufen beizubehalten. Damit wol-
len wir nicht stur an veralteten Strukturen festhalten, son-
dern sicherstellen, dass lernbeeinträchtigte Kinder mit dem 
Eintritt in die Schule einen verlässlichen Förderort vorfin-
den. Das ist nötig, weil im Land Brandenburg noch immer 
integrative Maßnahmen mit dem Haushaltsvorbehalt, der 
nach wie vor im Schulgesetz zu finden ist, verhindert wer-
den können. Aufgrund des Fehlens von Sonderpädagogen 
und einer unzureichenden materiellen Ausstattung kann 
die flexible Schuleingangsphase, in welcher diese Kinder 
aufgefangen werden könnten, nicht landesweit umgesetzt 
werden. 
Des Weiteren haben wir darauf hingewiesen, dass  in eini-
gen Schulamtsbezirken derzeit das in § 30 ausgewiesene 
Elternrecht zur Wahl der Schulform durch eine sehr ein-
seitige Beratung und durch die Zuweisungspraxis ausge-
hebelt wird. Es wurde beispielsweise sprachbehinderten 
Kindern in Cottbus im vergangenen Schuljahr  nicht die 
Möglichkeit eröffnet, in die entsprechende Förderschule 
eingeschult zu werden.

In der Zusammenarbeit mit dem MBJS geht es insbeson-
dere um die Vertiefung des fachlichen Dialogs.
In der vergangenen Wahlperiode hatten wir dreimal die 
Möglichkeit zu einem Gespräch im MBJS. Im Mittelpunkt 
der Gesprächsrunden standen Fragen zur veränderten Fas-
sung des Brandenburger Schulgesetzes und zum neuen 

Feststellungsverfahren des sonderpädagogischen Förder-
bedarfs.
Erörtert wurden u.a. solche Themen wie die Einschulungs-
problematik, Sprachstandserhebungen im Vorschulalter, 
Evaluation der Förderdiagnostischen Lernbeobachtung, 
Einsatz von Sonderpädagogen u.v.m.

Es wird vom MBJS angeregt, das Institut für Son-
derpädagogik an der Universität Potsdam wieder 
ins Leben zu rufen. Der vds Brandenburg soll dies-
bezüglich auch aktiv werden.
Wir haben in mehreren Anschreiben das Ministe-
rium für Bildung, Jugend und Sport und das Mi-
nisterium für Wissenschaft, Forschung und Kultur  
auf die Ausbildungssituation im Land Brandenburg 
hingewiesen und Vorschläge für eine veränderte 
Gestaltung der sonderpädagogischen Ausbildung 
in einem Positionspapier erarbeitet.
Dieses Papier konnten wir im Mai des vergange-
nen Jahres im Fakultätsrat der Universität Pots-
dam vorlegen und diskutieren.
Auch wenn die Brisanz der Situation erkannt wur-
de, so sehen die Vertreter der Universität doch 
derzeit keine Möglichkeit zur Neueinrichtung ei-

nes Instituts für Sonderpädagogik.

Die Vorbereitung der Bundeshauptversammlung im No-
vember 2007 ist in vollem Gange. Mit dem Seminaris-Ho-
tel sind alle wichtigen Absprachen getroffen. Der Vorstand 
des Landesverbandes Brandenburg hat die Organisation 
übernommen und wird mit Hilfe weiterer vds-Mitglieder 
vom 15.-17.11.2007 für ein gutes Gelingen der Veran-
staltung sorgen.

Seit Oktober 2006 führen die Universität Potsdam, das 
Landesinstitut für Schule und Medien und der vds Bran-
denburg ein gemeinsames Projekt zu dem Thema „Fördern 
und Diagnostizieren. Ein Forschungsprojekt zur Untersu-
chung der Entwicklung von Kindern der Jahrgangsstu-
fen 1 und 2 in der förderdiagnostischen Lernbeobach-
tung“ durch. In dem Projekt soll untersucht werden, wie 
sich Schülerinnen und Schüler mit Lernschwierigkeiten, 
sprachlichen Auffälligkeiten und/ oder Verhaltensproble-
men der Jahrgangsstufen 1 und 2 in der Förderdiagnos-
tischen Lernbeobachtung entwickeln. Anhand von Einzel-
falluntersuchungen sollen entscheidende Wirkgrößen der 
FDL herausgearbeitet werden, um Schlussfolgerungen für 
Organisationsformen, Fortbildung, Erfahrungsaustausch 
und entsprechende Umsetzungsmaßnahmen ziehen zu 
können.
Ausführliche Informationen dazu finden Sie in unserem 
Mitteilungsheft 1/ 2006.

Aus den einzelnen Referaten:

Da im Mitteilungsheft regelmäßig über die Arbeit in den 
einzelnen Referaten berichtet wird, soll hier nur kurz auf 
einige wesentliche Schwerpunkte eingegangen werden.
Die Referenten für die Förderschwerpunkte Lernen, Spra-
che und emotionale und soziale Entwicklung arbeiten 

Einrichtung) muss diesbezüglich getroffen werden, da es 
in den letzten Jahren immer mehr Kinder mit Entwick-
lungsverzögerungen gibt, die nicht fristgemäß eingeschult 
werden können.
Einige Zahlen aus der Brandenburgischen Schulstatistik 
sollen die derzeitige Situation verdeutlichen:
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insbesondere im Zusammenhang mit der Einführung der 
Förderdiagnostischen Lernbeobachtung aber auch im Rah-
men der Erarbeitung sonderpädagogischer Standards sehr 
eng zusammen. Dabei wird auch die Möglichkeit zur fach-
lichen Diskussion mit Vertretern des Instituts für Sonder-
pädagogik der Universität Potsdam genutzt.

Im Fokus der Arbeit des Referats Pädagogik bei Kindern 
mit einer geistigen Behinderung standen die Problematik 
der Schulzeitverlängerung, die Ausbildungsmöglichkeiten 
für Jugendliche mit einer geistigen Behinderung  und die 
Fachtagung zum Autismus. 
Vom Referat Körperbehindertenpädagogik ging eine Initia-
tive zum Aufbau eines Netzwerks der Körperbehinderten-
schulen des Landes Brandenburg aus. 
Aus dem Referat Pädagogik bei Krankheit kann berichtet 
werden, dass ein Fachtag in der Bauhausschule in Cottbus 
zu dieser Problematik stattgefunden hat. Besonders her-
vorzuheben ist die Handreichung zum Nachteilsausgleich 
bei chronisch kranken Kindern, die im Mitteilungsheft 1/ 
2006 unseres Landesverbandes veröffentlicht wurde.
Aus der Arbeit des Referats Blinden- und Sehbehinderten-
pädagogik ist dominant die intensive Mitarbeit in landesü-
bergreifenden Gremien zu benennen. So fand zum Beispiel 
im März 2007 eine Bundesfachtagung für Medienentwick-

lung und -herstellung in Königswusterhausen statt, deren 
Ziel es war, Medien für die integrative Beschulung sehbe-
hinderter Kinder zu entwickeln. Gleichzeitig arbeiten Ver-
treter des vds in einem Projekt der Universität Dortmund 
zur Integration sehgeschädigter Kinder und Jugendlicher 
an Regelschulen (ISAR) mit. Diese bundesweite Institution 
erarbeitet didaktische Materialien für diese Kinder.

Eine große Resonanz fand unser 2. Sonderpädagogischer 
Fachtag, der am 12. Mai 2007 an der Förderschule für 
Sehgeschädigte in Königswusterhausen stattfand. Vor 
annähernd 100 Teilnehmern stellten Dr. Peter Wachtel 
vom Niedersächsischen Kultusministerium und Prof. Her-
bert Goetze von der Universität Potsdam Tendenzen der 
Sonderpädagogischen Förderung in der Bundesrepublik 
anhand der Förderschwerpunkte Lernen und emotionale 
und soziale Entwicklung dar. In fünf Workshops wurden 
spezifische Themenkreise sonderpädagogischer Förderung 
dargestellt und diskutiert. Die Resonanz war ausgespro-
chen gut und ließ erkennen, dass das Interesse an einem 
gemeinsamen fachlichen Austausch groß ist.
Wir werden die Ideen unserer Mitglieder aufnehmen und 
den gewünschten Dialog weiterführen.

Karin Salzberg-Ludwig

Das Walula 
ein Projekt an der Albert- Schweitzer - Schule in Wittenberge 

Ein Projekt der Albert-Schweitzer-Schule Wittenberge · Förderschule für geistig Behinderte des Landkreises Prignitz
unter der Schirmherrschaft von Frau Prof. Dr. Johanna Wanka
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Besonders durch die Zusammenarbeit mit Kreativen 
hat die Albert-Schweitzer-Schule in den letzten Jah-
ren weit über die Landesgrenzen auf sich aufmerk-
sam gemacht.

Zum 15-jährigen Jubiläum im September 2006
wurde ein neues Projekt mit kreativen Freunden der 
Schule umgesetzt. Die Albert-Schweitzer-Schule er-
hielt ein Fabelwesen, das mit seiner Geschichte von 
den täglichen Erfahrungen und Erfolgen im Leben 
behinderter Menschen erzählt.

Sein Name lautet Walula.

Die Autorin Susanne Wastl schrieb die einfühlsame 
Geschichte des Walulas auf.

Der Fotograf Tobias Ott hielt sensibel Momente des 
Schulalltags in Fotos fest und zeigt sie im zweiten 
Teil des Kinderbuches.

Der Bildhauer Bernd Streiter schuf eine Plastik aus 
Holz, die zum Anfassen, Reiten und Spielen einlädt. 
Er gestaltete auch die Buchillustrationen.

Das Projekt steht unter der Schirmherrschaft von 
Frau Prof. Dr. Johanna Wanka, Ministerin für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur des Landes Bran-
denburg.
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• Förderung eines positiven Selbstbildes der Kinder

• Stärkung von Selbstvertrauen und Selbstwert

• Bereicherung der Schule um ein vielgestaltiges 
   Kunstprojekt

• Akzeptanz und Toleranz in der Gesellschaft:
  Öffentlichkeitsarbeit in den Medien

Medienspiegel:
• Rundfunk Berlin Brandenburg (7. Juni 2006)

Das Schulmaskottchen Walula (Sendung »ZIBB«)
• Der Prignitzer (3. August 2006)

Walula-Fieber an der Förderschule

• Märkische Allgemeine Zeitung (4. August 2006)
Walula will Mut machen

• Märkische Allgemeine Zeitung (9. August 2006)
Walula-Skulptur wird geschnitzt

• Antenne Brandenburg (9. August 2006)
Das Walula kommt (Nachrichten a.d. Prignitz)

• Prignitz-TV (8. September 2006)
Wittenberger Schule bekommt Maskottchen

• Märkische Allgemeine Zeitung (9. September 2006)
Walula nimmt Gestalt an

• Märkische Allgemeine Zeitung (29. September 2006)
Albert-Schweitzer-Schule feierte mit Walula und 
vielen Besuchern das 15-jährige Bestehen

• Märkische Allgemeine Zeitung (12. Dezember 2006)
Walula-Projekt wird fortgesetzt
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• Lehrspaziergänge in den Alltag (Post, Bank, Läden)

• Tag der offenen Tür in der Schule

• Ausstellung von Handwerksarbeiten der Schüler in 
  der Kreis-Sparkasse

• Kooperationen mit den Grundschulen der Stadt 
  (»Der Mensch neben Dir«)

• Kooperationen mit den Gymnasien des Landkreises 
  (Musikaufführungen)

• Teilnahme am deutschlandweiten Projekt »Grieg in 
  der Schule«

• Fernsehbeitrag über den Religionsunterricht der 
  Schule im Regionalfernsehen

• Zusammenarbeit mit Kreativen:

1996 Elvira Heinze
   Wandgestaltung »Vier Jahreszeiten«
   behindertengerechte Rauminstallation

1999 Simone Ahrend
   Fotoausstellung »MenschenBILDER«
   unter Schirmherrschaft der brandenburgischen
   Ministerin Dr. Regine Hildebrandt
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Walulas Weg
Das Walula sieht anders aus als die anderen, so bunt 
und mit vielen verschiedenen Körperteilen. Aber ge-
rade die mag das Walula nicht. Seine kurzen Beine, 
mit denen es nur langsam voran kommt. Den langen 
Schwanz am Hinterteil. Und diese blöde schrumpli-
ge Haut zwischen seinen Zehen. Wenn es doch we-
nigstens die Flügel benutzen könnte. Beim kleinen 
frechen Schmetterling sieht das so einfach aus. Das 
Walula ist traurig und fühlt sich ganz schön allein. 
Doch der kleine freche Schmetterling überredet das 
Walula zu einer Reise, die sein Leben auf den Kopf 
stellt. Das Walula wandert durch Blumenwiesen,  
schwimmt durch einen See, überwindet einen Berg 
und wird schließlich zum Retter in der Not sein.

Aussage
Das Walula entdeckt sich und seinen Körper neu und 
erkennt: Es muss nicht alles können. Aber es kann 
mehr als gedacht!

Walula?:
Ganz einfach! Es kann schwimmen (Wasser), es kann 
fliegen (Luft) und es kann laufen (Land).
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Seit über 15 Jahren gibt es in der Prignitz eine außer-
gewöhnliche Schule, die sich der Förderung geistig 
behinderter Kinder und Jugendlicher widmet.

Die Albert-Schweitzer-Förderschule in Wittenberge 
hat sich zum Ziel gesetzt, jeden Schüler vor allem 
in lebenspraktischem Bereich so zu bilden und 
zu erziehen, dass er nach der Schulzeit möglichst
selbständig sein Leben meistern kann. Die Schüler 
werden auf das Leben in und mit der Gesellschaft 
vorbereitet.

Dabei ist die Förderschule um ein intensives Öffnen 
in die Gesellschaft bemüht. Denn nur, wenn die Ge-
sellschaft über Menschen mit geistiger Behinderung, 

ihre Probleme, Bedürfnisse, aber auch über ihr Lei-
stungsvermögen und Können informiert ist, ist eine 
Integration der Kinder und Jugendlichen möglich.

Die Öffentlichkeitsarbeit nimmt daher einen sehr 
hohen Stellenwert an der Albert-Schweitzer-Förder-
schule ein.
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Das Walula freut sich, ein neuer Tag beginnt. Die Sonne 
scheint. Die Blumen duften. Und da kommt auch 
wieder der kleine freche Schmetterling angeflogen, 
der es sich immer auf Walulas Ohr gemütlich macht. 
Wie leicht der durch die Lüfte flattert. Und wie flink. So 
schnell kann das Walula gar nicht schauen. Und hinter-
herlaufen schon gar nicht.
„Flieg doch nicht so schnell, kleiner Schmetterling!“, 
ruft das Walula. Vom vielen Schauen und Hinterher-
laufen wird das Walula müde. Gähnt, legt sich nieder 
und macht ein Nickerchen. Es träumt, dass es genauso 
schnell ist, wie der Schmetterling.
Als das Walula erwacht, weiß es erst gar nicht, wo es 
ist. War es nicht eben noch mit dem Schmetterling ge-
laufen? Es streckt sich, kommt langsam hoch und sieht 

sein Spiegelbild im Fluss! „Mit meinen kurzen Beinen 
hole ich den Schmetterling doch nie ein“, murmelt das 
Walula. Es schaut an sich herunter: „Und wenn ich bloß 
nicht so komisch aussehen würde. Diese schrumplige 
Haut zwischen meinen Zehen. Und der lange Schwanz 
am Hinterteil. Wozu der wohl gut ist?“ Das Walula wa-
ckelt mit dem Schwanz. Dann bewegt es seine Flügel, 
aber es passiert nichts. Bei den Vögeln sieht das immer 
so einfach aus, das Fliegen. Beim Walula hat es noch 
nie geklappt. Aber für irgendwas müssen die doch da 
sein.
Das Walula seufzt: „Wenn ich doch nur einen richtigen 
Freund hätte.“

So beginnt die Geschichte des Walulas.
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»Was das Walula alles kann« ist ein Kinderbuch der 
Autorin Susanne Wastl mit farbigen Illustrationen 
des Grafikers Bernd Streiter.
Im zweiten Teil des Buches zeigt Tobias Ott in 
sensiblen Fotografien Momente aus dem Alltag der 
Kinder an der Schule. Er soll anderen Menschen von 
einer außergewöhnlichen Einrichtung, ihren Kinder
und Mitarbeitern berichten.

• Format: Querformat, 24 x 16,5 cm
• Umfang: 32 Seiten
• Druck: vierfarbig
• Verarbeitung: gebunden, Hardcover
• Verlag: C.V. Traumland-Verlag –  Lesen macht Spaß
   www.cv-traumland-verlag.de

Seit Oktober 2006 im Handel.
ISBN 978-3-934555-23-5
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Im Eingangsbereich der Schule hat das Walula
Gestalt angenommen. Dort lädt es als Holzplastik
zum Anfassen, Reiten und Spielen ein und begrüßt 
jeden Besucher der Schule fröhlich.
Die Holzplastik entstand in mehrmonatiger Arbeit 
im Ateliers des Bildhauers Bernd Streiter.

• Format: ca. 150 x 80 x 40 cm
• Material: Eichenholz
• Oberfläche: teilweise farbig lackiert
• im Hintergrund der Plastik ist eine bemalte und trans-
  parente Leinwand als Raumteiler gespannt

(Fotografie: Foto Podiebrad)
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Susanne Wastl (Story)
Journalistin, Autorin und Texterin
Fellbacher Straße 7
13467 Berlin
Telefon: 030 / 78  71  04  09
eMail: mail@susannewastl.de
Internet:www.susannewastl.de

Bernd Streiter (Skulptur+Illustration)
Grafiker und Bildhauer
Dorfstraße 2
19309 Mödlich
Telefon: 03  87  92 / 8  06  80
eMail: bernd.streiter@t-online.de
Internet:www.streiter-art.de

Peter Glassen (Idee+Konzeption)
Marken- und Kommunikationsberater
Homuthstraße 6
12161 Berlin
Telefon: 030 / 79  70  54  74
eMail: mail@glassen.de
Internet:www.glassen.de

Tobias Ott (Fotografie)
Kreativist und Fotodesigner
Theaterstraße 10
95028 Hof
Telefon: 0  92  81 / 78  41  56
eMail: tobias@tobiasott.de
Internet:www.tobiasott.de
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Empfehlen
Sie kennen jemanden, der das Walula-Projekt unter-
stützen kann? Dann empfehlen Sie es bitte weiter! 
Jede Empfehlung ist ein neuer Kontakt und vielleicht 
eine neue Patenschaft für das Walula.

Berichten
Sie arbeiten in den Medien (Rundfunk, Fernsehen, 
Presse) und suchen nach einer guten Story? Dann 
berichten Sie bitte über das Walula-Projekt!

Unterstützen
Sie haben Ideen, wie Sie mit Ihrem Unternehmen 
zum Gelingen des Walula-Projekts beitragen kön-
nen? Dann nehmen Sie bitte Kontakt mit uns auf!

Finanzieren
Sie wollen das gemeinnützige Walula-Projekt unter-
stützen? Dann ist jede Spende willkommen:

Bankverbindung:
Empfänger: Landkreis Prignitz
Bankleitzahl: 160 501 01
Kontonummer: 1 311 000 638
Haushaltsstelle: 99999 000 22
Kennwort: Walula
(Spendenbescheinigung werden ausgestellt)

Jede Patenschaft hilft, das Walula-Projekt Wirklich-
keit werden zu lassen. Sie ereichen uns unter:
Telefon: 0  38  77 / 92  38  11
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Noch bevor das Walula als Buch und als Holzskulptur 
in der Albert-Schweitzer-Schule angekommen war, 
hatte es die Herzen der Kinder erobert. Im Werk- und 
Zeichenunterricht sind Walulas mit Flügeln, Flossen 
und Beinen entstanden, die so unterschiedlich sind, 
wie jedes Kind selbst.
Das Walula soll in Zukunft noch mehr Menschen 
Mut machen. Die Idee: Das Walula sollte im Rahmen 
einer landes- oder bundsweiten Stiftung jährlich als 
Auszeichnung verliehen werden. Als Anerkennung 
besonderer Leistungen im sozialen Bereich bzw. für 
bemerkenswerte Projekte mit Kindern und Jugend-
lichen. Für dieses Vorhaben suchen wir Partner bzw. 
Stiftungen, die sich einer solchen Initiative anschlie-
ßen wollen. (Fotografie: Tobias Ott)
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Albert-Schweitzer-Schule
Förderschule für geistig Behinderte des Landkreises Prignitz

Schulleiterin: Sabine Milschus
Projektleiter: Peter Glassen

Professor-Hilgenfeldt-Straße 19a · 19322 Wittenberge
Telefon: 0  38  77 / 92  38  11
Telefax: 0  38  77 / 92  38  21
Mail: schweitzer-foerderschule.wittenberge@schulen.brandenburg.de

Internet: www.walula.de

© Glassen | Ott | Streiter | Wastl | Stand März 2007
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Deutsche Vereinigung für Rehabilitation e. V. 
– DVfR – 

Friedrich-Ebert-Anlage 9, 69117 Heidelberg, Tel: 06221/25485, e-Mail: info@dvfr.de 

Stellungnahme zur schulischen Integration behinderter Kinder 

Bezug:

Presseerklärung des Deutschen Behindertenrats (DBR) „Schulische Integration behinderter Kinder 
muss Standard werden“ (veröffentlicht von Dr. Horst Frehe, Bremen) vom 23.03.2007 

Bericht des UN-Sonderberichterstatters für das Recht auf Bildung, Vernor Muñoz, über seinen 
Deutschlandbesuch (GEW-Arbeitsübersetzung vom 21.03.2007) 

Die Diskussion in Deutschland zur Verwirklichung einer besseren Teilhabe behinderter 
Schülerinnen und Schüler am deutschen Bildungssystem, ausgelöst vom Bericht des UN-
Sonderberichterstatters, ist notwendig. Der Ausschuss „Schule und Erziehung behinderter 
Kinder“ der DVfR hat sich daher mit den beiden hierzu vorliegenden Texten intensiv 
beschäftigt und kann ihnen im Wesentlichen auch zustimmen. Zu den Forderungen des 
Deutschen Behindertenrats, die schulische Integration behinderter Kinder zum Standard zu 
entwickeln, nimmt die Deutsche Vereinigung für Rehabilitation ergänzend wie folgt Stellung: 

�� Die DVfR hält es für unverzichtbar, sowohl die bisherigen Erfolge der Entwicklung des 
deutschen Bildungssystems für Kinder mit Behinderungen zu würdigen als auch 
berechtigte Kritik zu bestätigen und zukunftsweisende Perspektiven aufzuzeigen. 

�� Deutschland verfügt über eine lange Tradition eines qualifizierten, ausdifferenzierten 
Bildungssystems für behinderte Schüler. Dabei sind in der Bundesrepublik Deutschland 
seit den 1960er Jahren das Recht auf Bildung und Schulbesuch für alle behinderten 
Kinder und Jugendlichen garantiert und realisiert. Dies ist ein Standard, der selbst im 
heutigen Europa noch keineswegs überall verwirklicht ist. 

�� Das Bildungsrecht behinderter Schüler wird in Deutschland traditionell durch ein 
historisch gewachsenes, separates Sonderschulwesen eingelöst. Dieses Sonder-
schulwesen befindet sich allerdings seit den 1970er Jahren in einem grundlegenden 
Wandlungs- und Öffnungsprozess. Die offiziell von der Konferenz der Kultusminister der 
Länder vertretene Bildungspolitik favorisiert seit 1994 den gemeinsamen Unterricht von 
behinderten und nicht behinderten Schülern. Entsprechend der föderalen Struktur 
Deutschlands ist dieses Ziel in den Bundesländern bislang in unterschiedlicher Weise, 
z. T. auch in unterschiedlichem Maß, umgesetzt worden.

�� Die Schaffung einer inklusiven Schule für alle Schüler ist wichtig, setzt aber den Umbau 
der allgemeinen Schulen voraus. Hier sieht die DVfR ebenso wie der DBR in der Tat 
nach wie vor einen erheblichen strukturellen Reformbedarf in der Bundesrepublik. 
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Insofern wird dem Sonderberichterstatter der UNO, Herrn M�noz, uneingeschränkt 
zugestimmt, wenn er in Deutschland den selektiven Charakter der allgemeinen Schule 
sowie den engen Zusammenhang zwischen Schulerfolg und sozialer Lage kritisiert und 
daher entsprechende rechtliche Rahmenvorgaben seitens des Gesetzgebers anmahnt. 
An diesem Punkt darf die Debatte zwischen den Bundesländern nicht stagnieren; man 
kann es nicht beim bloßen Verweis auf die Empfehlungen der Kultusministerkonferenz 
von 1994 (und der folgenden Jahre) bewenden lassen! 

�� Auf der anderen Seite muss darauf hingewiesen werden, dass auch jene Staaten/ 
Länder, die seit Jahren eine integrative Pädagogik praktizieren, nicht völlig auf geson-
derte Strukturen verzichten, etwa für sinnesgeschädigte und/oder geistig behinderte 
Schüler. Die DVfR ist davon überzeugt, dass dies eine Berechtigung hat. Denn 
ungeachtet der Entscheidung für die Inklusion als Standard benötigt ein Schulwesen 
differenzierte Bildungsangebote und personenbezogene Hilfesysteme ja gerade dafür, 
um die zu Recht von Herrn Muñoz dringend eingeforderte Wahlfreiheit für betroffene 
Familien umsetzen und das Bildungsrecht eines jeden behinderten jungen Menschen 
verwirklichen zu können.

�� Dieses Wahlrecht setzt voraus, dass einerseits für behinderte Kinder in Regelschulen 
alle notwendige Unterstützung gegeben wird. Das System dieser Unterstützung ist 
dabei so zu entwickeln, dass Alternativen für den individuellen Bildungsweg 
hinzugewonnen werden, ohne dass Bildungschancen für behinderte Kinder verloren 
gehen. Allgemeine Schulen müssen dazu bestimmte Standards bieten von der 
Barrierefreiheit über sonderpädagogische Förderung und „inklusive“ Unterrichtsformen 
bis hin zu einer gewissen Vernetzung zwischen Schule und Gesundheits-
dienstleistungen. Zumindest solange diese Voraussetzungen nicht überall vorliegen, 
müssen andererseits besondere Formen von Schule für Kinder mit Behinderungen 
weiterhin zugänglich bleiben, wenn die betroffenen Eltern dies für erforderlich halten. 

Die inklusive Schule ist ein wichtiges Ziel. Gerade unter dem Vorzeichen der 
Finanznot von Bundesländern dürfen aber auf dem Weg dorthin keine Strukturen im 
Bildungswesen der Länder entstehen, die in vielen Regionen die Bildungschancen 
behinderter Menschen absehbar mindern. Ebenso darf den betroffenen Familien 
nicht, mangels Alternative, ihr Wunsch- und Wahlrecht genommen werden!

25. Juni 2007 

     gez.

Prof. Dr. Dr. Paul W. Schönle Prof. Dr. Sieglind Ellger-Rüttgardt 

– Vorsitzender der DVfR –  – Leiterin des DVfR-Ausschusses 
 „Schule und Erziehung behinderter Kinder“ – 
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